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LIEBE LESERINNEN UND LESER, 

die freiheitliche Demokratie gerät unter Druck. 
Populisten und Extremisten gewinnen an 
Boden. Sie nutzen politische Spannungen  
und Krisen, um Macht zu erlangen und 
demokratische Prinzipien zu untergraben. 

Rekordergebnisse rechtspopulistischer und 
rechtsextremer Parteien, unverhohlen ge- 
zeigter Antisemitismus und Rassismus, offen 
demonstrierte Queerfeindlichkeit und Ein-
schüchterungen, Übergriffe, Hass und Hetze 
– wer die Entwicklungen verfolgt, weiß: 
Demokratie stärken ist wichtiger denn je. 

Zugleich häufen sich die Angriffe auf die 
Demokratieförderung. Von einem „linken  
Deep State“ ist die Rede – einem angeblichen 
„Staat im Staate“, der die Gesellschaft  
manipulieren und kontrollieren soll. Gegner 
diffamieren zivilgesellschaftliche Akteure als 
Teil einer geheimen Machtstruktur, werfen 
ihnen vor, nicht ausreichend „neutral“ zu sein 
oder bezeichnen ihre Arbeit als wirkungslos. 

Demokratiebildung kann keine Wunder 
vollbringen. Demokratiebildung ist aber eine 
langfristige Investition in die Resilienz demo- 
kratischer Gesellschaften. Der Bedarf ist 
enorm: Die Zahl der Anfragen übersteigt die 
Kapazitäten der Fach- und Beratungsstellen.
 
Mit diesem Tätigkeitsbericht zeigen wir, was 
das Demokratiezentrum Baden-Württemberg 
2025 für den gesellschaftlichen Zusammen-
halt und ein demokratisches Miteinander in 
Baden-Württemberg geleistet hat. 

Werkstattberichte der Fach- und Beratungs-
stellen im Demokratiezentrum verdeutlichen, 
wie Demokratiebildung und Extremismus- 
prävention in der Praxis gelingen. 

Die Fach- und Beratungsstelle mobirex  
unterstützt Bürgerinnen und Bürger, die sich 
gegen Rechtsextremismus und gruppen- 
bezogene Menschenfeindlichkeit sowie  
für die Demokratie engagieren wollen. 

Wie wichtig – und wie aufwendig – die 
Beratung und Begleitung von Betroffenen 
rechter, rassistischer und antisemitischer 
Gewalt ist, zeigen zwei Beispiele der Fach- 
und Beratungsstelle LEUCHTLINIE. 

Immer mehr junge Menschen gleiten über 
soziale Medien in extremistische Milieus ab. 
Die Fachstelle Extremismusdistanzierung (FEX) 
schult Fachkräfte und Angehörige, um Radi- 
kalisierungsanzeichen früh zu erkennen und 
angemessen zu handeln. 

Antisemitismus ist keine Randerscheinung.  
Er ist in allen Teilen der Gesellschaft verbreitet. 
Umso wichtiger ist es, dass RIAS Baden- 
Württemberg antisemitische Vorfälle erfasst 
und ein umfassendes Lagebild zeichnet. 

Machen Sie sich auf den kommenden Seiten 
selbst ein Bild davon, wie wir uns den vielfälti-
gen Herausforderungen stellen. 

Eine aufschlussreiche Lektüre  
wünscht Ihnen das Demokratiezentrum 
Baden-Württemberg

Demokratieförderung bewirkt keine Wunder. Aber sie stärkt  
die Resilienz der Gesellschaft. Mit dem im Koalitionsvertrag  
„Aus Verantwortung fürs Land“ verankerten Landesprogramm 
„Demokratieförderung“ werden wir die Angebote zur Demo- 
kratiebildung, zur Prävention von Extremismus und gruppen- 
bezogener Menschenfeindlichkeit stärken.

EDITORIAL

im Rahmen des BundesprogrammsGefördert durch

Finanziert aus Landesmitteln, die der Landtag 
von Baden-Württemberg beschlossen hat.

und gefördert vom



4 | Gemeinsam für Demokratie Gemeinsam für Demokratie | 5 

3	
EDITORIAL

6	

DAS DEMOKRATIE- 
ZENTRUM AUF EINEN 
BLICK 

10	
DIE ANGEBOTE  
DES DEMOKRATIE- 
ZENTRUMS

12	

HILFE ZUR SELBST- 
HILFE – MOBIREX  
UNTERSTÜTZT DAS 
ENGAGEMENT GEGEN 
DIE EXTREME RECHTE

 

15	

DIE (EXTREME)  
RECHTE IM BLICK: 
MONITORING ALS BA-
SIS DER MOBILEN BE-
RATUNG

20	

VOR GERICHT NICHT  
ALLEIN: WARUM  
LEUCHTLINIE BETROF-
FENE IN VERFAHREN 
BEGLEITET

24	

„RADIKALISIERUNG  
FINDET ÜBERALL 
STATT“ –  
DIE BERATUNGS- 
ANGEBOTE DER FACH-
STELLE EXTREMISMUS- 
DISTANZIERUNG

28	

KAMPF GEGEN  
ANTISEMITISMUS:  
RIAS BADEN- 
WÜRTTEMBERG  
ERSTELLT UMFASSEN-
DES LAGEBILD 

32	
„GEBRAUCHT  
WIRD MEHR VER- 
LÄSSLICHKEIT UND 
PLANBARKEIT“ –  
ERFAHRUNGEN DER 
PARTNERSCHAFTEN 
FÜR DEMOKRATIE 

34	
2025 IN ZAHLEN 

36	

GEMEINSAM GEGEN  
EXTREMISMUS:  
PARTNER DES  
DEMOKRATIEZENT-
RUMS IM ÜBERBLICK

38	

SO UNTERSTÜTZT  
DIE LANDESKOOR- 
DINIERUNGSSTELLE 
DEMOKRATIE- 
FÖRDERUNG UND  
EXTREMISMUS- 
PRÄVENTION 

42	
GLOSSAR –  
DIE WICHTIGSTEN  
BEGRIFFE KURZ  
ERKLÄRT 

46	
KONTAKTE



6 | Gemeinsam für Demokratie

WESHALB GIBT ES DAS 
DEMOKRATIEZENTRUM 
BADEN-WÜRTTEMBERG? 

Demokratie ist keine Selbstverständlichkeit. 
Demokratie lebt vom Engagement der Men-
schen, die sich einbringen und Verantwortung 
übernehmen. Gerade in Zeiten zunehmender 
Polarisierung braucht es dieses Engagement 
mehr denn je. 

Um diese Menschen zu stärken, gibt es seit 
mehr als zehn Jahren das Bundesprogramm 
„Demokratie leben!“. Das Demokratiezentrum 
Baden-Württemberg setzt dieses Programm 
mit vielen anderen Akteurinnen und Akteuren 
im Land um. 

Baden-Württemberg ist ein vielfältiges und 
offenes Land. Für Hass, Hetze, Menschen-
feindlichkeit und Extremismus ist hier kein 
Platz. Wir engagieren uns dafür, dass alle 
Menschen ein Leben ohne Diskriminierungen 
führen können – unabhängig von Herkunft, 
Religion, Geschlecht, sexueller Orientierung, 
sozialem Status oder Alter. 

Wir wollen demokratie- und menschen- 
feindliche Haltungen sowie extremistische 
Einstellungen verhindern und Radikalisierungs-
prozesse früh unterbrechen. Wir machen 
Antisemitismus und Rassismus sichtbar. 

WER KANN SICH 
AN UNS WENDEN?   

Alle, die sich für ein vielfältiges, respekt- 
volles und gewaltfreies Miteinander in  
Baden-Württemberg einsetzen. 

Zum Beispiel 
• Akteure aus der Zivilgesellschaft 
• �Jugendliche und ihre Eltern oder  

Bezugspersonen 
• Fachkräfte und Multiplikatoren 
• �Kitas, Schulen, Jugendhäuser,  

Fachhochschulen, Universitäten 
• �Ehrenamtliche aus Vereinen und  

Verbänden 
• Sport- und Freizeiteinrichtungen 
• Kultureinrichtungen 
• �Kirchen und Religionsgemeinschaften 
• Betriebe und Beschäftigte 
• Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
• Städte und Gemeinden 
• Medien … 

WO FINDE ICH DAS 
DEMOKRATIEZENTRUM?   

Das Demokratiezentrum Baden-Württemberg 
ist kein Ort, der besucht werden kann. Mit 
unseren Beratungen und Veranstaltungen sind 
wir im ganzen Land präsent. Wir verbinden 
Verwaltung und Zivilgesellschaft. Und wir 
koordinieren Bund, Land und Kommunen. 

Als zentrale Anlaufstelle 
• �vermitteln wir kompetente Ansprech- 

partnerinnen und Ansprechpartner 
• �bieten wir Beratungen, Workshops,  

Vortrags- und Informationsveranstaltungen  
zu unterschiedlichen Themen und in  
vielfältigen Formaten an – kostenfrei und 
dort, wo sie gebraucht werden

DAS  
DEMOKRATIEZENTRUM  
AUF EINEN BLICK 

WAS SIND UNSERE  
AUFGABEN? 

Demokratie stärken, Extremismus und 
Rassismus vorbeugen, Betroffene 
unterstützen. 

Wir fördern und koordinieren 
• �die mobile Beratung gegen Rechts- 

extremismus – für Demokratie
• �die Beratung für Betroffene von 

rechtsextremer, rassistischer  
und antisemitischer Gewalt 

• die Distanzierungsberatung 
• �die Recherche- und Informations-

stelle Antisemitismus Baden- 
Württemberg

Gemeinsam für Demokratie | 7 
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„Mit unseren  
Beratungen und 
Veranstaltungen  
sind wir im ganzen  
Land präsent.“ 

WER ARBEITET IM DEMOKRATIEZENTRUM ZUSAMMEN?  

Die Fach- und Beratungsstelle LEUCHTLINIE  
für Betroffene rechter, rassistischer und 
antisemitischer Gewalt der Türkischen  
Gemeinde in Baden-Württemberg e.V. 

Die Fachstelle „mobirex - Monitoring,  
Beratung, Information zur extremen Rechten 
und Gruppen bezogener Menschenfeindlich-
keit“ der Landesarbeitsgemeinschaft Offene 
Kinder- und Jugendbildung e.V. (LAGO).

Die Fachstelle Extremismusdistanzierung  
(FEX) der Landesarbeitsgemeinschaft Mobile  
Jugendarbeit/Streetwork Baden-Württem- 
berg e.V. (LAG).

Die Recherche- und Informationsstelle  
Antisemitismus Baden-Württemberg  
(RIAS Baden-Württemberg) des Bundes- 
verbands der Recherche- und Informations- 
stellen Antisemitismus e.V. 

Noch Fragen?  
Bei Fragen und Anregungen können Sie  
sich gerne jederzeit an uns wenden:  
Demokratiezentrum Baden-Württemberg 
Else-Josenhans-Straße 6 
70173 Stuttgart 
E-Mail: info@demokratiezentrum-bw.de

Mit dem Bundesprogramm „Demokratie leben!“ fördert das Bundes-
ministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMBFSFJ) seit 2015 zivilgesellschaftliches Engagement für ein 
vielfältiges und demokratisches Miteinander und die Arbeit gegen 
Radikalisierungen und Polarisierungen in der Gesellschaft. „Demo-
kratie leben!“ hat sich zum größten Präventions- und Gestaltungs-
programm des Bundes zur zivilgesellschaftlichen Demokratieförde-
rung, Vielfaltgestaltung und Extremismusprävention entwickelt. 
2025 wurden vom BMBFSFJ rund 600 Projekte mit 182 Millionen 
Euro gefördert. 

RIAS Baden-Württemberg
 Recherche- und Informationsstelle
Antisemitismus

UNSERE STÄRKE: VERNETZUNG!

Als Demokratiezentrum unterstützen wir  
die derzeit 26 kommunalen Partnerschaften  
für Demokratie in Baden-Württemberg bei 
inhaltlichen Fragen und beim Erfahrungs- 
austausch. Wir vernetzen und koordinieren 
Menschen in Baden-Württemberg, die sich für 
Demokratie und gegen Rechtsextremismus, 
Rassismus, Antisemitismus, gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit, Extremismus und jede 
Form von Demokratiefeindlichkeit engagieren. 

In Arbeitsgemeinschaften und Netzwerksit- 
zungen tauschen wir Erfahrungen aus, teilen  
Fachwissen und entwickeln neue Strategien.

8 | Gemeinsam für Demokratie
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MOBILE BERATUNG 
GEGEN RECHTSEXTREMISMUS 

Viele Menschen fühlen sich überfordert, wenn 
in ihrer Gemeinde, Schule, Nachbarschaft, am 
Arbeitsplatz oder im Verein rechtsextremes, 
menschenverachtendes oder demokratie-
feindliches Gedankengut auftaucht. Was tun? 

Die mobile Beratung gegen Rechtsextremis-
mus (mobirex) hilft ihnen, Antworten zu finden. 
Sie richtet sich an alle, die sich aktiv gegen 
Rechtsextremismus, Rassismus, Antisemitis-
mus, Antifeminismus und Verschwörungs- 
mythen engagieren. Dazu gehören Einzel- 
personen, Organisationen, Jugendhäuser, 
Schulen, Betriebe und zivilgesellschaftliche 
Bündnisse. Die mobile Beratung erarbeitet  
mit den Ratsuchenden konkrete Schritte. 

Mobil heißt: 
Die Beratungsteams kommen dorthin, wo ihre 
Unterstützung gebraucht wird. Sie richten sich 
nach den Problemen, Bedürfnissen und 
Ressourcen vor Ort. Die Beratung ist kostenlos 
und vertraulich. 

Die Beratung gegen Rechtsextremismus 
arbeitet nach einem bundesweit erprobten 
Konzept. Sie arbeitet landesweit. In jedem  
der vier Regierungsbezirke – in Stuttgart, 
Karlsruhe, Freiburg und Tübingen – steht ein 
mobiles Beratungsteam bereit. Eine zentrale 
Monitoring- und Informationsstelle ergänzt  
die Struktur. 

BERATUNG VON BETROFFENEN
RECHTER, RASSISTISCHER 
UND ANTISEMITISCHER GEWALT

Wer rechtsextreme, rassistische, antisemi- 
tische oder andere menschenfeindliche 
Bedrohungen oder Angriffe erlebt, findet bei 
der Fachstelle LEUCHTLINIE Unterstützung. 
Betroffene, ihre Angehörigen, Freunde und 
Zeugen können dort in geschützter Atmo- 
sphäre über das Erlebte sprechen. Die 
Beratung orientiert sich an den Bedürfnissen 
der Betroffenen. Sie kommt zu den Betroffe-
nen, ist kostenlos, vertraulich und, wenn 
gewünscht, anonym. Träger der Fachstelle ist  
die Türkische Gemeinde in Baden-Württem-
berg e.V. 

Je nach Bedarf bietet LEUCHTLINIE  
verschiedene Hilfen an: 
• �Unterstützung bei der Verarbeitung  

der Tatfolgen 
• �Hilfe bei Entscheidungen zum 

weiteren Vorgehen 
• �Informationen zu juristischen Schritten 

(Anzeige, Nebenklage etc.) 
• �Vermittlung juristischer oder psycho- 

therapeutischer Hilfe 
• �Begleitung zu Terminen bei Polizei,  

Behörden und Gerichten 
• �Vorbereitung und Nachbereitung von 

Gerichtsverfahren 
• �Beratung zu finanzieller Hilfe (Prozess- 

kostenhilfe, Entschädigungszahlungen) 
• Unterstützung bei Anträgen 
• Psychosoziale Beratung 

DISTANZIERUNGSBERATUNG
 

Die Distanzierungsberatung unterstützt 
Menschen, die sich von politisch oder religiös 
extremen Gruppen abwenden und sich von 
demokratiefeindlichen Ideologien lösen 
möchten. Sie soll Radikalisierungsprozesse 
unterbrechen und den Betroffenen eine 
Perspektive für ein Leben ohne Extremismus 
eröffnen. 

Die Fachstelle Extremismusdistanzierung (FEX) 
hilft Fachkräften aus Bildung, Sozialarbeit, 
Polizei und Justiz, extremistische Tendenzen 
früh zu erkennen, richtig einzuordnen und 
angemessen darauf zu reagieren. 

FEX bietet zwei ergänzende  
Beratungsansätze: 
• �Die indirekte Beratung unterstützt Fachkräfte, 

Angehörige oder andere Bezugspersonen. 
Sie hilft, Radikalisierungsprozesse zu 
verstehen, deeskalierend zu handeln und 
Wege zur Distanzierung aufzuzeigen. 

• �Die direkte Beratung greift ein, wenn stabile 
Bezugspersonen fehlen oder spezielles 
Fachwissen erforderlich ist. Sie ergänzt 
bestehende Angebote und zielt darauf, die 
Betroffenen in bestehende Strukturen wie 
Jugendhilfe oder Sozialarbeit einzubinden. 

Zusätzlich bietet FEX Fortbildungen für Fach- 
kräfte und digitale Lernformate an. 

ERFASSUNG VON 
ANTISEMITISCHEN VORFÄLLEN 

Die Recherche- und Informationsstelle Anti- 
semitismus (RIAS) Baden-Württemberg doku-
mentiert antisemitische Vorfälle und unterstützt 
Betroffene. Sie erstellt regelmäßig ein wissen-
schaftlich fundiertes Lagebild zu Antisemitis-
mus im Land, basierend auf dokumentierten 
Vorfällen und eigener Recherche. 

Ziel ist es, die Öffentlichkeit über antise- 
mitische Erscheinungsformen aufzuklären, 
jüdische Perspektiven sichtbar machen und 
das Bewusstsein für Antisemitismus schärfen. 
Auf Wunsch der Betroffenen oder Meldenden 
vermittelt RIAS BW weiterführende Unter- 
stützung und Beratung durch die Fachbera-
tungsstelle OFEK Baden-Württemberg, hilft bei 
der Erstattung von Anzeigen und unterstützt 
im Umgang mit Behörden und Polizei. 

Ein zentrales Prinzip ist der  
Vertrauensschutz: 
Betroffene und Zeugen entscheiden, wie ihre 
Meldungen und Informationen genutzt wer-
den. Antisemitische Vorfälle veröffentlicht RIAS 
BW ausschließlich anonymisiert. 

Die Arbeit orientiert sich an der Antisemitis-
mus-Definition der International Holocaust 
Remembrance Alliance (IHRA) und erfasst 
Antisemitismus in all seinen Formen. RIAS 
Baden-Württemberg ist Mitglied der Bundes-
arbeitsgemeinschaft des Bundesverbands 
RIAS und arbeitet nach einheitlichen Standards 
und Qualitätsvorgaben. Träger ist der Bundes-
verband RIAS e.V. 

DIE ANGEBOTE DES  
DEMOKRATIEZENTRUMS
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HILFE ZUR SELBSTHILFE – 
MOBIREX UNTERSTÜTZT 
DAS ENGAGEMENT GEGEN 
DIE EXTREME RECHTE 

Ein Beispiel aus der Praxis: Vor einer Schule 
verteilte die AfD im Wahlkampf Gummibärchen 
und Propagandamaterial. Lehrkräfte fragten, 
ob sie dagegen vorgehen dürfen oder ob das 
Neutralitätsgebot sie daran hindert. In einem 
ersten Gespräch riet der mobirex-Berater, 
beim Ordnungsamt nachzufragen, ob weitere 
Stände geplant seien. Anschließend fuhr er  
mit einem Kollegen in den Ort, um die Lage  
zu prüfen und mit Lehrkräften sowie der  
Schulleitung zu sprechen. Dabei klärten sie 
diese auf.

Fakt ist: Beamte sind Vertreter des Verfas-
sungsstaates. Neutral sind sie nicht – sie 
dürfen es auch nicht sein. Sie handeln auf 
Grundlage des Grundgesetzes. Das richtet 
sich gegen Menschenverachtung und Willkür. 
Der Beutelsbacher Konsens, Grundlage der 
politischen Bildung seit 1976, verlangt keine 
politische Neutralität. Er fordert kontroverse 
Themen kontrovers zu behandeln und  
Schülerinnen und Schüler nicht zu indoktri- 
nieren. Lehrkräfte sollten bei rassistischen 
oder menschenverachtenden Äußerungen  
klar Stellung beziehen. Gemeinsam mit den 
Lehrkräften entwickelte das Team eine 
Strategie, die zur Situation vor Ort passte.

Der Bereich Schule spielt in der mobilen 
Beratung eine zentrale Rolle. Die Anfragen 
betreffen selten einzelne Vorfälle, sondern 
meist wiederkehrende Herausforderungen im 
Schulalltag, die eine langfristige Begleitung  
erfordern. 

An einer Schule, an der es mehrfach 
Hakenkreuz-Schmierereien gegeben 
hatte, schlug das Kollegium im 
Gespräch mit dem mobirex-Team vor, 
Demokratiebildung im Leitbild der 
Schule zu verankern. Darauf können 
Lehrkräfte künftig aufbauen, wenn  
sie etwa Gedenkstättenbesuche 
organisieren. Gemeinsam mit den 
Engagierten vor Ort entwickelt die 
mobile Beratung Strategien, um demo- 
kratische Werte an der Schule zu 
stärken. Dazu gehört etwa die Grün-
dung einer Demokratie-AG, in der 
Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler 
und Eltern zusammenarbeiten.

 

„Wir begleiten Menschen oft über längere  
Zeit, stärken ihr Engagement und geben ihnen 
Sicherheit im Handeln“, erklärt ein Berater. 
Eine Person aus seinem Team ergänzt: „Unser 
Ansatz ist es nicht nur, kurzfristig ein Problem 
in der 9c zu lösen, sondern darüber hinaus 
darauf hinzuarbeiten, dass künftige neunte 
Klassen dieses Problem gar nicht mehr 
haben.“ 

Zum systemischen Ansatz der mobilen Be- 
ratung gehört es, mögliche Verbündete zu 
finden: Welche Vereine oder Gruppen vor Ort 
wollen sich ebenfalls engagieren? Statt sich  
an Rechtsextremen abzuarbeiten, stärkt sie 
demokratische Kräfte und Strukturen. 

Seit 1. Januar 2025 berät die Fach- und Be- 
ratungsstelle mobirex landesweit zur extremen 
Rechten und gruppenbezogenen Menschen-
feindlichkeit – mit mehr als 200 Anfragen 
bereits im ersten Jahr. 

Mobirex ist die größte Fach- und Beratungs-
stelle im Demokratiezentrum Baden-Württem-
berg. Das Ministerium für Soziales, Arbeit  
und Gesundheit Baden-Württemberg und  
das Bundesministerium für Bildung, Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend finanzierten 
2025 im Rahmen des Bundesprogramms 
„Demokratie leben!“ die mobile Beratung mit 
knapp einer Million Euro. 

Mobirex unterstützt alle, die sich für ein viel- 
fältiges, gleichberechtigtes und demokrati-
sches Miteinander in Baden-Württemberg 
einsetzen. Ziel ist es, demokratische Struktu-
ren zu stärken und Menschen zu unterstützen, 
die sich gegen Rechtsextremismus, Rassismus, 
Antisemitismus, Antiziganismus, LSBTIQ*-
Feindlichkeit, Antifeminismus und Verschwö-
rungserzählungen engagieren. 

Die Beratung versteht sich als Hilfe zur Selbst- 
hilfe: Sie liefert Hintergrundwissen, analysiert 
Probleme und entwickelt gemeinsam mit den 
Ratsuchenden Strategien und Lösungen.  
Das Angebot reicht von Beratungsgesprächen 
über Recherchen und Coachings bis hin zur 
Begleitung bei Organisationsentwicklungen. 
Einzelpersonen, Gruppen, Vereine, Schulen, 
Verwaltungen und Unternehmen können sich 
direkt an die mobilen Teams wenden. Die 
Teams beraten vertraulich, kostenlos und vor 
Ort. Zusätzlich bietet mobirex Informations- 
veranstaltungen und Workshops an.

Vier Teams mit Beraterinnen und Beratern 
arbeiten in den Regierungsbezirken Stuttgart, 
Karlsruhe, Freiburg und Tübingen. Sie unter-
stützen Menschen, die sich vor Ort für eine 
menschenrechtsbasierte Demokratie enga-
gieren. 

Ihre Aufgaben sind vielfältig: Lokale Initiativen 
suchen Hilfe, um gegen die extreme Rechte 
vorzugehen. Einzelpersonen melden sich, 
weil sie online oder offline bedroht werden. 
Schulen bitten um Unterstützung bei wieder-
holten Vorfällen wie rassistischen Beleidigun-
gen oder Hakenkreuz-Schmierereien. 



14 | Gemeinsam für Demokratie Gemeinsam für Demokratie | 15 

Wo tritt das (extrem) rechte Spektrum in Baden-Württemberg in Erscheinung? Welche 
Aktionsformen nutzt es? Und wie entwickelt sich die Szene? Die Fachstelle mobirex 
beobachtet und dokumentiert Aktivitäten der (extremen) Rechten. Dies dient auch dazu, 
daraus Präventionsmaßnahmen abzuleiten.

Flyer verteilende Neonazis in Pforzheim, 
queerfeindliche Übergriffe in Heidelberg oder 
rechtsesoterische Seminare in Oberschwaben: 
Auch im Südwesten agieren Personen und 
Organisationen, deren Weltbilder von extrem 
rechten oder anderen menschenfeindlichen 
Einstellungen geprägt sind. Zivilgesellschaft 
und Institutionen haben unterschiedliche 
Möglichkeiten, darauf zu reagieren. Das hängt 
von der jeweiligen Organisation, deren 
strategischem Vorgehen und ihrer regionalen 
Einbettung ab. Ein Monitoring, also die 
systematische Beobachtung und Dokumenta-
tion von Vorfällen und Entwicklungen, kann 
eine Grundlage für die Erarbeitung von 
Gegenstrategien sein und demokratiegefähr-
dende Strukturen vor Ort sichtbar machen. 
Das Monitoring unterstützt so die mobile 
Beratung.

WAS IST MONITORING?

Seit 2021 nimmt mobirex Aktionsformen, 
Organisationen und Vorfälle aus dem Bereich 
der extremen Rechten sowie angrenzender 
Facetten gruppenbezogener Menschenfeind-
lichkeit in den Blick. Der Fokus liegt auf dem 
Geschehen in Baden-Württemberg. 

Um die Entwicklungen zwischen Ortenau und 
Ostalb, Bodensee und Taubermündung zu 
erfassen, greift mobirex auf zahlreiche Infor-
mationsquellen zurück. Die Auswertung von 
Presse- und Polizeiberichten, von zivilgesell-
schaftlichen und fachjournalistischen Ver- 
öffentlichungen sowie von parlamentarischen 
Anfragen bilden die Grundlage. Eigene 
Recherchen, zum Beispiel auf Demonstratio-
nen, ergänzen diese. Wertvolle Informationen 
bieten außerdem die Dokumentationsstelle 
Rechtsextremismus beim Generallandesarchiv 
Karlsruhe oder antifaschistische Archive 
bundesweit.

Das Monitoring der Fachstelle mobirex erfasst 
auch Aktivitäten, die unterhalb der Strafbar-
keitsschwelle liegen. Angehörige des extrem 
rechten Spektrums wissen oft genau, was 
noch als Meinungsfreiheit gilt und was auf 
einem Flyer gedruckt oder in einer Rede 
geäußert werden darf. Der Blick von mobirex 
reicht über die Perspektive von Ermittlungs- 
und Sicherheitsbehörden hinaus. So doku-
mentiert die Fachstelle Aktivitäten von Bur-
schenschaften, die Überschneidungen zur 
extremen Rechten aufweisen. 

Monitoring bedeutet mehr als das Erfassen 
von Ereignissen. Um die Lage im Südwesten 
angemessen einzuschätzen, berücksichtigt 

Um Situationen und Gruppen besser einzu-
schätzen, greifen die Beraterinnen und Berater 
auf die eigene Monitoring- und Informations-
stelle zurück, die seit Jahren Aktivitäten der 
extremen Rechten in Baden-Württemberg 
dokumentiert. Zudem ist mobirex Mitglied im 
Bundesverband Mobile Beratung, der den 
Austausch und die Fortbildung der Teams 
organisiert. 

Mobirex arbeitet eng mit den anderen Fach- 
und Beratungsstellen im Demokratiezentrum 
zusammen: Sie ist im Austausch mit der 
Betroffenenberatung LEUCHTLINIE, der 
Fachstelle für Extremismusdistanzierung FEX  
und der Recherche- und Informationsstelle 
Antisemitismus (RIAS BW). Bei Bedarf werden 
Anfragen gemeinsam bearbeitet. 

Ein Schwerpunkt der mobilen Beratung liegt 
im ländlichen Raum, wo das Gefühl des 
Abgehängtseins extrem rechten Gruppie- 
rungen Auftrieb geben kann. Für Menschen,  
die dort aktiv werden wollen, hat das Team  
ein „Einmaleins der Handlungsfähigkeit“ ent- 
wickelt. Darin steht: „Erster Schritt: Mut fassen 
– raus aus der ‚Problemtrance‘, rein ins 

Handeln.“ Danach gelte es, Verbündete zu 
finden – „oft sind es mehr, als man denkt“. 
Drittens: „Inspiration durch gute Beispiele 
geben.“ Viertens: „Sich nicht verunsichern 
lassen.“ 

Auf dieser Grundlage unterstützte ein Bera-
tungsteam eine Gruppe, die in einer ländlichen 
Region eine Initiative gegen Rechtsextremis-
mus gründen wollte. Anfangs gab es Schwie-
rigkeiten, weil die Kommune für die Nutzung 
einer Halle bei der Auftaktveranstaltung 
politische Neutralität verlangte – eine Bedin-
gung, die die Gruppe nicht erfüllen konnte 
oder wollte. Schließlich wich die Initiative  
auf einen privaten Raum aus. Das Ergebnis: 
„Sie organisierte eine kleinere, aber großartige 
Veranstaltung, zu der überraschend viele 
Menschen kamen und neue Bündnisse für die 
Zukunft entstanden“, erzählt eine Beraterin.

Weitere Beispiele zeigen die Bandbreite der 
Arbeit: Ein Theater, das den Ausstieg aus  
der rechtsextremen Szene thematisierte, 
erhielt Unterstützung bei Sicherheitskonzep-
ten und dem Umgang mit Störungen. Ein 
Teilnehmer einer „Demo gegen Rechts“, 
dessen persönliche Daten durch Doxxing 
veröffentlicht wurden, entschied sich nach 
intensiver Beratung, sich nicht einschüchtern 
zu lassen, sondern aktiv zu werden. Er schreibt 
nun eine Broschüre über seine Erfahrungen, 
um anderen Betroffenen zu helfen. 

„Wir begleiten 
Menschen oft  
über längere Zeit, 
stärken ihr 
Engagement und 
geben ihnen 
Sicherheit im 
Handeln.“ 

DIE (EXTREME) RECHTE  
IM BLICK: MONITORING  
ALS BASIS DER MOBILEN 
BERATUNG

MOBILE BERATUNG GEGEN 
RECHTSEXTREMISMUS

Landesarbeitsgemeinschaft  
Offene Kinder- und Jugendbildung 
Baden-Württemberg e.V. 
Haeberlinstraße 1–3  
70563 Stuttgart 

mobirex@lago-bw.de

www.mobirex – Monitoring | Beratung | 
Information | lago-bw.de
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mobirex den gesellschaftlichen Kontext und 
bundesweite Entwicklungen. Die Ergebnisse 
der Einstellungsforschung der vergangenen 
Jahrzehnte zeigen, dass Ideologien der 
Ungleichwertigkeit bis in die Mitte der Gesell-
schaft hineinreichen. Zu rassistischen, anti- 
semitischen, queerfeindlichen oder klassisti-
schen Aussagen finden sich teils hohe 
Zustimmungswerte, die einen Resonanzraum 
für die extreme Rechte darstellen. So treffen  
in der Debatte um die Unterbringung von 
Geflüchteten rassistische Haltungen auf 
etablierte rechte Strukturen, die Proteste 
radikalisieren und ihren Einfluss ausbauen. 
Kontinuierliches Monitoring deckt solche 
Dynamiken auf. 

Antifeminismus ist ein weiteres Bindeglied 
zwischen der extremen Rechten und breiteren 
Bevölkerungskreisen. Die Leipziger Auto- 
ritarismus-Studie 2022 beschreibt ihn als  
„eine wichtige Grundlage rechter Mobilisie-
rungsstrategien und eine Brückenideologie 
(speziell in rechtskonservative Teile der 
Gesellschaft hinein)“.

Die Einordnung von Aktivitäten ist bisweilen 
schwierig. So entstand während der Corona-
Pandemie ein Protestmilieu mit vielschichtigen 
Zielen und Ideologien. Ihre anfangs eher 
antiautoritäre und gering ausgebildete 
rassistische Haltung erlaubte in Baden-Würt-
temberg zunächst keine einfache Verortung 
der gesamten Szene im (extrem) rechten 
Spektrum, obwohl es mehrere Überschnei-
dungspunkte gab. Als Konsequenz führte 
mobirex ein differenziertes Monitoring dieses 
Protestmilieus durch. Mit der Zeit verfestigten 
sich bei den Mitgliedern der „Querdenken“-
Szene verschwörungsideologisches – und 
damit im Kern antisemitisches – Gedankengut 

sowie Verbindungen in extrem rechte Kreise. 
In digitalen Kanälen und auf Demonstrationen 
zeigten sich immer häufiger flüchtlings- und 
queerfeindliche Positionen. Heute inszeniert 
sich die Szene als Friedensbewegung mit 
pro-russischer Ausrichtung, hat aber an 
Reichweite verloren. Die Teilnehmerzahlen 
sind deutlich zurückgegangen und bewegen 
sich inzwischen im zwei- bis dreistelligen 
Bereich. 

EIN INSTRUMENT ZUR 
STRATEGIEENTWICKLUNG

Für die Entwicklung von Präventions- und 
Handlungsstrategien braucht es fundiertes 
Wissen. Ein kontinuierliches Monitoring 
regionaler rechter Szenen ist deshalb eine 
Grundvoraussetzung für die mobile Beratung. 
Organisierte Neonazis unterscheiden sich in 
ihrem Auftreten von neurechten Zusammen-
schlüssen. So warben in 2025 beispielsweise 
die Neonazipartei „Der III. Weg“ und die 
neurechte Gruppierung „Reconquista 21“ 
(inzwischen umbenannt in „Identitäre Bewe-
gung Schwaben“) im Umfeld baden-württem-
bergischer Schulen jeweils für sich. Während 
„Der III. Weg“ kaum einen Hehl aus seiner 
Nähe zum Nationalsozialismus macht, ver- 
suchen „Identitäre“ ihr extrem rechtes Weltbild 
zu kaschieren und vermeiden NS-Bezüge.  
Das hat Auswirkungen auf den Umgang mit 
diesen Organisationen und ihren Argumen- 
tationslinien. 

Bei der Erarbeitung von Gegenstrategien  
kann es ebenfalls einen Unterschied machen, 
ob das beobachtete Problem vor Ort in Zu- 
sammenhang mit etablierten Strukturen der 
extremen Rechten steht oder nicht. So unter-
stützte die Monitoringstelle ein mobiles 
Beratungsteam bei der Lageeinschätzung zu 
einer Kommune, in der es seit 2022 zu einer 
Häufung von extrem rechten und queerfeind-
lichen Vorfällen kam. Das Monitoring trägt 
dazu bei, die sozialräumliche Problembe-
schreibung zu schärfen und dementsprechend 
Vorgehensweisen mit den Beratungsnehmen-
den zu erarbeiten. In diesem Fall entwickelten 
die Beratungsnehmenden zusammen mit 
mobirex ein auf ihre Situation angepasstes 
Schutzkonzept.

„Eine wache 
Zivilgesellschaft 
ist unersetzlich.“

Gemeinsam für Demokratie | 17 
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Vorfalls oder auf eine Anzeige verzichten. 
Als schwierig erweist sich das Monitoring im 
bislang kaum erfassten Feld der extremen 
Rechten mit ideologischen Wurzeln im Aus-
land. Ein Beispiel ist die türkische „Ülkücü“- 
Bewegung, die nach staatlichen Schätzungen 
mit mehr als 2.900 Personen zu den größten 
extrem rechten Szenen in Baden-Württemberg 
zählt. Überschneidungen mit islamistischen 
Milieus erschweren die Einordnung des 
Phänomens. 

Teile der extremen Rechten versuchen, ihre 
Aktivitäten zu verbergen. Aktionen im Verbor-
genen zu dokumentieren, erfordert hohen 
Aufwand. Die Überwachung digitaler Räume 
verlangt zusätzliche technische Mittel.

EINE WACHE ZIVILGESELLSCHAFT
IST UNERSETZLICH

Aus einigen Stadt- und Landkreisen Baden-
Württembergs gibt es mehr Meldungen als aus 
anderen. Das muss nicht bedeuten, dass sich 
in diesen Regionen mehr Vorfälle ereignen.  
Es kann ein Hinweis darauf sein, dass die 
lokale Presse, die Zivilgesellschaft, Behörden 
und die Polizei sensibler für das Thema sind 
und Probleme offener kommunizieren. Einen 
wichtigen Beitrag leisten Rechercheblogs wie 

„Recherche Ulm“ oder Bündnisse wie „Herz 
statt Hetze“ aus dem Neckar-Odenwald-Kreis. 
Um regionale Lücken im Monitoring zu 
schließen, braucht es eine Vernetzung von 
Initiativen und Organisationen, die das (extrem) 
rechte Spektrum im Blick behalten. Informa-
tionsangebote können einen Beitrag dazu 
leisten, lokale (extrem) rechte Strukturen zu 
erkennen und zu benennen.

Von den Erkenntnissen profitieren nicht nur 
Engagierte vor Ort. Monitoring- und Beratungs-
stellen lernen vom Wissen derjenigen, die im 
Alltag mit der (extremen) Rechten konfrontiert 
sind. Kooperationen, wie zwischen der Be- 
ratungsstelle LEUCHTLINIE und mobirex, 
schaffen Synergien, indem sie die Auswertung 
von Quellen aufteilen. 

Eine wissenschaftlich begleitete Weiterent-
wicklung des Monitorings, wie sie das Institut 
für Rechtsextremismusforschung an der 
Universität Tübingen voranbringt, hilft dabei, 
mehr Licht ins Dunkel zu bringen. Unersetzlich 
bleibt eine wache Zivilgesellschaft, die auf 
Probleme vor Ort aufmerksam macht und so 
eine demokratische Alltagskultur stärkt.

Mobirex informiert Fachkräfte aus der  
mobilen Beratung und politischen Bildung in 
Vorträgen und auf Social Media über aktuelle 
Entwicklungen. So nahmen im Jahr 2025 
Kampagnen zu, die gezielt versuchen, demo-
kratisches Engagement gegen die extreme 
Rechte und autoritäre Tendenzen herabzu-
würdigen. Die Verschwörungserzählung, 
demokratische NGOs arbeiteten insgeheim für 
die Regierung und gingen in deren Auftrag 
gegen kritische Stimmen vor, wird keineswegs 
nur von Angehörigen des extrem rechten 
Spektrums verbreitet. Ausgeblendet wird,  
dass zivilgesellschaftliche Organisationen auf 
gesetzlicher Grundlage handeln und keine 
Amtsgewalt besitzen.

HERAUSFORDERUNGEN

Die Leistungsfähigkeit eines Monitorings  
hängt von den verfügbaren personellen und 
materiellen Ressourcen ab. In einem großen 
Bundesland wie Baden-Württemberg mit 
seinen zahlreichen (extrem) rechten Szenen 
kann ein zivilgesellschaftliches Monitoring nur 
annähernd erfassen, was vor Ort geschieht. 
Ziel ist es, ein möglichst breites Bild von 
extrem rechten Aktivitäten und deren Anknüp-
fungspunkten in der Mitte der Gesellschaft  
zu erhalten. Doch es bleibt ein großes Dunkel-
feld. 

Das hat mehrere Gründe: Neben begrenzten 
personellen und materiellen Ressourcen spielt 
eine Rolle, worüber öffentlich berichtet wird. 
Nicht jedes Hakenkreuz findet Eingang in die 
Berichterstattung. Uneinigkeit gibt es manch-
mal bei der Einordnung von Gruppierungen, 
die nicht klar dem Phänomenbereich Rechts-
extremismus zugeordnet werden, etwa bei 
Angehörigen der reichs-ideologischen Szene. 
Sie in die Kategorie „Sonstige“ einzuordnen ist 
kritisch, weil damit der politische Hintergrund 
ihrer Aktivitäten verschwimmt.

Auch bei rechter Gewalt bleibt der politische 
Hintergrund oft unerkannt oder unbenannt. 
Betroffene rechter Gewalt können aus Angst 
vor den Folgen auf die Veröffentlichung eines 

WER SICH FÜR DAS  
MONITORING VON MOBIREX 
INTERESSIERT: 

Ausgewählte Ergebnisse veröffentlicht 
die Fachstelle auf der dezentral 
angelegten Social-Media-Plattform 
Blue Sky. @mobirexbw.bsky.social

„Die Leistungsfähigkeit  
eines Monitorings hängt  
von den verfügbaren 
personellen und materiellen 
Ressourcen ab.“ 
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VOR GERICHT NICHT  
ALLEIN: WARUM  
LEUCHTLINIE BETROFFENE 
IN VERFAHREN BEGLEITET

über ihre Rechte als Hinterbliebene auf. Sie 
halfen ihr bei der Suche nach einer geeigne-
ten Nebenklagevertretung, unterstützen sie 
bei der Öffentlichkeitsarbeit in Deutschland 
und begleiteten sie während des gesamten 
Revisionsprozesses.

Während der Ermittlungen und des Prozesses 
tauchten Hinweise auf, die ein rassistisches 
oder rechtsextremes Weltbild des Täters 
nahelegten. Dazu gehörten abwertende und 
entmenschlichende Äußerungen sowie 
Memes und Nachrichten mit Bezug auf Adolf 
Hitler und den Nationalsozialismus, die auf 
seinem Mobiltelefon gefunden wurden. Die 
Hundehütte nannte er „Wolfschanze“, die 
Garage „Deutsches Schutzgebiet“. In einem 
Brief des Täters, den er in Haft an seine 
Familie schrieb, offenbarte er ebenfalls sein 
rassistisches Weltbild.

Das Landgericht Waldshut-Tiengen verurteilte 
den Täter 2024 wegen Totschlags zu sechs 
Jahren Freiheitsstrafe. Das Gericht sah das 
Mordmerkmal der Heimtücke als nicht erfüllt 
an. Eine mögliche rassistische Tatmotivation 
berücksichtigte das Urteil nicht ausdrücklich. 
Für die Familie liegt ein rassistisches Motiv 
nahe: Der Täter kannte Mahdi ben Nacer nicht, 
griff ihn aber nach einem kurzen Streit unver-
hältnismäßig brutal an. Zouleikha ben Nacer 
fragt sich, ob ihr Bruder noch leben würde, 
wenn er ein weißer Deutscher gewesen wäre 
und keine rassistische Entmenschlichung 
stattgefunden hätte. Sie reichte als Neben- 
klägerin Revision ein. 

Die Nebenklage bemängelte, dass das Ge- 
richt die Mordmerkmale der Heimtücke und 
niedrigen Beweggründe nicht gründlich genug 
prüfte – und erhielt Recht: Im Januar 2026 gab 
der Bundesgerichtshof ihrem Revisionsantrag 
statt und hob das Urteil des Landgerichts auf. 
Damit muss das Gericht den Fall neu verhan-
deln. Das neue Verfahren bietet die Chance, 
bisher vernachlässigte Aspekte – vor allem  
die für die Familie zentrale Frage nach einem 
rassistischen Tatmotiv – erneut zu beleuchten 
und von Beginn an aktiv am Prozess teilzu-
nehmen. 

Gerichtsverfahren belasten viele Betroffene 
zusätzlich: Sie müssen in Zeugenaussagen 
traumatische Erlebnisse oft mehrfach schildern 
und damit erneut durchleben, den Täterinnen 
und Tätern begegnen und sich über lange  
Zeit intensiv mit dem Tatgeschehen auseinan-
dersetzen. In einzelnen Fällen erleben sie eine 
zweite Viktimisierung, etwa durch eine Täter- 
Opfer-Umkehr. Zugleich bleibt die juristische 
Aufarbeitung wichtig — sie kann das erlittene 
Unrecht offiziell anerkennen und ein gesell-
schaftliches Signal senden. 

Im Jahr 2025 begleitete LEUCHTLINIE 
mehrere Betroffene durch komplexe Verfah-
ren, von denen einige über mehrere Instanzen 
gingen. Zwei dieser Fälle zeigen beispielhaft, 
wie wichtig die Begleitung von Betroffenen  
ist. Sie machen auch strukturelle Probleme im 
Umgang mit rechter Gewalt sichtbar. 

Im Dezember 2023 wurde Mahdi ben Nacer  
in Rickenbach im Schwarzwald in seiner 
Unterkunft erschossen. Sein Leichnam wurde 
zerstückelt und im Rhein versenkt. Die Tat  
war äußerst brutal. Zunächst galt Mahdi als 
vermisst. Seine Familie in Tunesien erfuhr  
erst im April 2024 vom grausamen Tod ihres 
Bruders und Sohnes. Während die Tat in 
Deutschland anfangs kaum Beachtung fand, 
löste sie in Tunesien große Bestürzung aus. 

LEUCHTLINIE wurde im Herbst 2024 durch 
lokale Berichte auf den Fall aufmerksam und 
nahm Kontakt zur Familie auf. Erst durch die 
Erklärung ihrer Rechte und des deutschen 
Rechtssystems erhielt Zouleikha ben Nacer, 
die Schwester des Getöteten, die Möglichkeit,  
sich dem bereits laufenden Gerichtsverfahren 
als Nebenklägerin anzuschließen.  

Dank der Unterstützung der Beratungsstelle 
und der finanziellen Hilfe aus dem Opferhilfe-
fonds des Verbands der Beratungsstellen für 
Betroffene rechter, rassistischer und antise-
mitischer Gewalt konnte sie Ende 2024 aus 
Tunesien einreisen und der Urteilsverkündung 
beiwohnen. Seitdem wird sie von der Be- 
ratungsstelle begleitet und psychosozial 
unterstützt. Die Mitarbeitenden klärten sie 

Die Fach- und Beratungsstelle LEUCHTLINIE begleitet 
Betroffene von rechter, rassistischer und antisemitischer 
Gewalt auch bei Strafverfahren. Diese Begleitung ist ein 
wesentlicher Teil ihrer Beratungsarbeit. 
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Das Amtsgericht Freiburg verurteilte den Täter 
zunächst zu einer Geldstrafe. Das Landgericht 
bestätigte das Urteil. Nach einer Revision 
senkte das Oberlandesgericht Karlsruhe das 
Strafmaß im April 2025 deutlich. In den ersten 
beiden Instanzen war der Täter wegen des 
Pfefferspray-Einsatzes gegen den Mann und 
die Frau zu einer Geldstrafe von 120 Tagessät-
zen verurteilt worden. Das Oberlandesgericht 
reduzierte die Strafe auf 60 Tagessätze. Den 
Pfefferspray-Angriff gegen den Mann erklärte 
es als nicht strafbar. 

Damit gilt der Täter zwar als vorbestraft, 
allerdings erscheinen Geldstrafen unter  
90 Tagessätzen nicht im polizeilichen Füh-
rungszeugnis, sofern keine früheren Ver- 
urteilungen vorliegen. 

LEUCHTLINIE stand dem Ehepaar während 
der gesamten Zeit zur Seite. Die Unterstützung 
umfasste psychosoziale Beratung, Präsenz  
im Gerichtssaal und die Vernetzung mit 
solidarischen zivilgesellschaftlichen Gruppen. 
Die Betroffenen bezeichneten die Unter- 
stützung im und vor dem Gerichtssaal als 
zentralen stabilisierenden Faktor. Auch nach 
dem Verfahren steht LEUCHTLINIE dem 
Ehepaar weiterhin zur Seite. 

Die geschilderten Fälle zeigen aus Sicht der 
Fach- und Beratungsstelle LEUCHTLINIE, wie 
wichtig eine kontinuierliche und professionelle 
Begleitung Betroffener in juristischen Verfah-
ren ist. Spezialisierte Beratungsstellen wie 
LEUCHTLINIE leisten in diesem Kontext einen 

unverzichtbaren Beitrag: Sie helfen Betroffe-
nen, ihre Rechte wahrzunehmen, stärken ihre 
Handlungsfähigkeit im Verfahren und sorgen 
dafür, dass ihre Perspektive in den juristischen 
Prozess einfließt. Ergänzend unterstützen 
zivilgesellschaftliche Solidaritätsstrukturen  
und die psychosoziale Stabilisierung. 

Aus Sicht der Beratungsstelle ergeben sich 
zwei Notwendigkeiten: Erstens müssen spe- 
zialisierte Beratungs- und Begleitangebote 
langfristig gestärkt und abgesichert werden. 
Zweitens braucht es eine intensivere Sen- 
sibilisierung von Ermittlungsbehörden und 
Gerichten für die Dynamiken rechter Gewalt 
– und zwar in allen Verfahrensphasen. Sensi-
bilisierte Behörden und Gerichte können 
Betroffene schneller mit stabilisierenden  
Angeboten vernetzen. 

Für die Familie bedeutet das einen wichtigen 
Erfolg im Kampf um Gerechtigkeit: „Es 
schmerzt mich unheimlich, dass der rassisti-
sche Täter, der den toten Körper Mahdis wie 
ein Tier zerstückelte, im ersten Gerichtsver-
fahren zum Opfer gemacht wurde, wo doch 
mein Bruder das getötete Opfer ist“, sagt 
Zouleikha ben Nacer. „Es bedeutet uns daher 
sehr viel, die Möglichkeit zu haben, von 
Anfang an am zweiten Gerichtsverfahren 
beteiligt zu sein und die Würde von Mahdi 
wiederherzustellen und Gerechtigkeit für ihn 
zu erreichen.“ 

Der Fall zeigt, wie wichtig es ist, Betroffene 
oder Hinterbliebene frühzeitig über Unterstüt-
zungsstrukturen zu informieren, damit sie ihre 
Rechte verstehen und umfassend in Anspruch 
nehmen können. Er verdeutlicht zudem die 
Notwendigkeit einer systematischen und 
frühzeitigen Prüfung möglicher rassistischer 
Tatmotive in Ermittlungs- und Gerichtsverfah-
ren. Ebenso unterstreicht er, wie entscheidend 
eine kontinuierliche, professionelle Begleitung 
für Angehörige in langen, psychisch und 
finanziell belastenden Verfahren ist.

Ein weiterer Fall betrifft ein Ehepaar aus 
Freiburg. Es wurde im Juni 2021 Opfer eines 
Angriffs durch einen AfD-Kandidaten und 
Querdenken-Aktivisten. Der Mann hatte 
zunächst zwei Jugendliche mit Pfefferspray 
attackiert. Als das Ehepaar den Jugendlichen 
zur Hilfe eilte, wandte er sich auch gegen sie. 
Der Ehemann erlitt eine Messerstichverlet-
zung, die ärztlich behandelt werden musste. 

„Wenn jemand in Not ist, helfen wir natürlich. 
Das hätten ja meine Kinder sein können! Wir 
haben nie damit gerechnet, dass er uns dann 
mit Pfefferspray und einem Messer angreift. 
Ich hätte tot sein können!“, schildert der 
Betroffene. „Am Tag nach dem Angriff saß ich 
zu Hause, völlig überfordert und erschöpft.  
Als die Polizei anrief, dachte ich, sie würden 
mir mitteilen, dass der Täter in Untersuchungs-
haft sitzt. Stattdessen erklärte mir der Polizist, 
ich hätte den Täter beleidigt und solle mich 
von ihm fernhalten. Ich war fassungslos.“ 

Die strafrechtliche Aufarbeitung erstreckte  
sich über vier Jahre und mehrere Instanzen. 
Verhandelt wurden am Ende nur Teile des 
Tatgeschehens, vor allem der Einsatz von 
Pfefferspray. Im Gerichtsverfahren wurde der 
Messerangriff nicht mehr berücksichtigt, da  
die Staatsanwaltschaft das diesbezügliche 
Verfahren bereits im Vorfeld eingestellt hatte, 
da hier „insoweit nicht ausgeschlossen 
werden [könne], dass der Beschuldigte in 
Notwehr handelte.“ Das Verfahren belastete 
die Betroffenen psychisch stark, auch wegen 
seiner langen Dauer. „Ohne die Unterstützung 
von solidarischen Menschen und der Be- 
gleitung durch LEUCHTLINIE hätten wir den 
ganzen Prozess nicht durchgestanden“, so  
der Betroffene.

„Ohne die 
Unterstützung von 
solidarischen 
Menschen und der 
Begleitung durch 
Leuchtlinie, hätten 
wir den ganzen 
Prozess nicht 
durchgestanden.“

FACH- UND  
BERATUNGSSTELLE  
LEUCHTLINIE

Reinsburgstraße 82 
70178 Stuttgart 
Telefon: 0711 888 999 33 

 info@leuchtlinie.de

www.leuchtlinie.de 
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„RADIKALISIERUNG  
FINDET ÜBERALL STATT“
DIE BERATUNGSANGEBOTE DER FACHSTELLE  
EXTREMISMUSDISTANZIERUNG

bringen. Bald zeigte sich, dass der Bedarf an 
direkter Beratung rasant wuchs. Die Beratung 
findet in allen Fällen statt. Angebote wie 
Workshops und Vorträge müssen wir aber 
zurückfahren, damit die Kolleginnen, die die 
direkte Beratung betreuen, sich ganz darauf 
konzentrieren können. 

Mit welchen Themen wurde  
DIREX konfrontiert? 

Karim Saleh: Es gab sehr viele Anfragen  
aus dem Bereich des Rechtsextremismus. 
Vereinzelt auch aus dem Bereich des Islamis-
mus. Das Problem wächst. Wir sehen mehr  
eindeutige Fälle. In den vergangenen Jahren 
waren die Klienten nie so tief drin in einer 
Szene. Sie mischten Elemente verschiedener 
Szenen, ohne feste Ideologie. Wir sehen  
jetzt mehr offene rechtsextreme Symbole, 
Einstellungen und Äußerungen. Das ist kein 
Gemischtwarenladen mehr, wo sich jemand 
hier und da bedient, sondern klar rechts- 
extrem.  

Gibt es Hot Spots: bestimmte  
Regionen, bestimmte Milieus? 

Karim Saleh: Die Radikalisierung findet 
überall statt. Es geht quer durch alle sozialen 
Schichten. Es verteilt sich auf städtische und 
ländliche Regionen. Kontakte im analogen 
Raum wie Treffen von Rechtsextremen am 
Lagerfeuer oder entsprechende Konzerte 
können ein verstärkender Faktor sein.  
Das allermeiste findet aber nach wie vor  
digital statt. 

Wie fallen diese radikalisierungs- 
gefährdeten Jugendlichen auf?  
Und wem fallen sie auf? 

Karim Saleh: In den meisten Fällen kommen 
die Hinweise aus den Schulen, von Lehr- 
kräften und aus der Schulsozialarbeit. Die 
Jugendlichen fallen durch rechtsextreme, 
rassistische und antisemitische Aussagen und 
provokantes Verhalten auf, durch die Verwen-
dung von rechtsextremen Symbolen sowie 
durch entsprechende Frisuren und Kleidungs-
stile. Meist reichen die Beratungen der Fach- 
kräfte in diesen Fällen nicht mehr aus. Zum  
Teil sind bereits Dinge vorgefallen, die zu 
Auflagen und Verweisen geführt haben. 

Die Jugendlichen wussten,  
was sie tun? 

Karim Saleh: In der Beratung geht es vor 
allem darum, zu klären, ob das auffällige 
Verhalten auf eine gefestigte ideologische 
Haltung zurückgeht oder ob es jugendliche 
Provokation, Unwissenheit oder Gruppen-
zwang widerspiegelt. Wir müssen immer 
schauen, was in der jeweiligen Biografie 
vorgefallen ist. 

Es gibt strafbare Äußerungen  
und Verhaltensweisen. Und es gibt 
fragwürdige Einstellungen, die aber  
von der Meinungsfreiheit gedeckt sind. 
Wo verläuft für FEX die Grenze? 

Karim Saleh: Es gibt eine klare rote Linie, die 
wir als Fach- und Beratungsstelle immer 
kommunizieren: Sie verläuft dort, wo es um 
gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit, 
also um die Abwertung und Ausgrenzung von 
Menschen, geht. Da gibt es Aussagen, die in 
ihrer Pauschalität noch nicht strafbar sind und 
dennoch problematische Inhalte beinhalten.  

Wie kam es zur direkten  
Beratung bei FEX? 

Karim Saleh: Die direkte Beratung startete 
Anfang 2025, um auf die zunehmenden Fälle 
radikalisierungsgefährdeter oder radikalisierter 
Minderjähriger zu reagieren. Uns war klar: 
Kein Fall darf durchrutschen. KONEX, das 
Kompetenzzentrum gegen Extremismus in 
Baden-Württemberg beim Landeskriminalamt, 
kümmerte sich um Volljährige und um die 
schweren Fälle, die Straftaten mit politischem 
Bezug begehen. FEX beriet klassisch das 
pädagogische Umfeld. Jetzt unterstützen wir 
mit DIREX, der direkten Beratung, Minder- 
jährige, Jugendliche und ihre Angehörigen. 
DIREX schließt die Lücke. Das gilt überall dort, 

wo die klassische Jugendhilfe an ihre Grenzen 
stößt und radikalisierungsgefährdete junge 
Menschen nicht wirksam und gezielt erreichen 
kann. 

Wie wurde dieses Angebot  
angenommen? 

Karim Saleh: Anfangs blieben die Fallzahlen 
überschaubar, weil wir das Angebot zunächst 
nicht öffentlich machten. Wir starteten mit 
einer Person, später übernahmen zwei 
Mitarbeitende die Aufgabe. Je nach Bedarf 
und Thema beraten wir im Tandem, um 
verschiedene Fachkenntnisse gezielt einzu-

Die Fachstelle Extremismusdistanzierung (FEX) im Demokratiezentrum Baden-Württemberg unterstützt seit 2015 
Fachkräfte aus Bildung, Sozialarbeit, Polizei und Justiz dabei, extremistische Tendenzen früh zu erkennen, richtig 
einzuschätzen und angemessen zu handeln. Ziel dieser indirekten Beratung ist es, Radikalisierungsprozesse 
rechtzeitig zu verhindern und Sicherheit im Umgang mit gefährdeten Jugendlichen und jungen Erwachsenen zu 
schaffen. 2025 übernahm die Fachstelle eine weitere Aufgabe in der Distanzierungsarbeit: Sie berät auch radika- 
lisierungsgefährdete und teilweise ideologisierte Jugendliche und ihre Angehörigen. Diese direkte Beratung greift 
ein, wenn stabile Bezugspersonen fehlen oder spezielles Fachwissen erforderlich ist. Sie soll die Jugendlichen  
und jungen Erwachsenen mittelfristig in bestehende Strukturen der Jugendhilfe oder Sozialarbeit integrieren.  
Karim Saleh, Projektkoordinator von FEX, erläutert im Interview die Herausforderungen der Beratungsarbeit. 
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Das Internet ist mittlerweile zu einem 
Schaufenster für Ideologien und 
ideologische Fragmente aller Art  
geworden. Gibt es die „einsamen Wölfe“, 
die sich unbemerkt im stillen Kämmerlein 
radikalisieren? 

Karim Saleh: Ich möchte nicht ausschließen, 
dass sich Menschen komplett unauffällig im 
Kinderzimmer radikalisieren können. Dieser 
Rückzug, egal wie er begründet ist, sollte ein 
Anzeichen sein, dass jemand reagiert. 

Wir haben durchaus Fälle, wo sich die päda-
gogischen Fachkräfte nicht erklären können,  
wie es zu der Radikalisierung kam. Wenn  
wir dann in die Anamnese gehen, stellt sich 
heraus, dass es eine lange Historie von 
Mobbing, Diskriminierung und Gewalt gab,  
die sich aber nie politisch geäußert hat.  
Dass es Abwertungseinstellungen gab, auf  
die nicht reagiert wurde. Wir machen die 
Erfahrung, dass darauf nicht so schnell und  
so konsequent reagiert wurde, wie man sich 
es wünschen würde. 

Was fehlt? 

Karim Saleh: Hier braucht es mehr Sensibilität. 
Aber wir wissen auch, dass Lehrkräfte und 
Jugendsozialarbeiter sehr überlastet sind.  
Die Entwicklung und unsere Fallzahlen zeigen, 
dass nicht bei der Jugendarbeit gespart 
werden darf. Nirgendwo! Deshalb braucht die 
Extremismusprävention in den Regelstrukturen 
eine Stabilität und Kontinuität. Wir brauchen 
Ansprechpersonen für die jungen Menschen, 
für die Eltern, aber auch für die anderen 
Fachkräfte. Es wird in Baden-Württemberg 
keine Schule geben, in denen es keine Fälle 
von Ausgrenzung, Diskriminierung oder 
radikalisierungsgefährdeten Jugendlichen 
gibt. 

Und wie reagieren die Schulen? 

Karim Saleh: In den meisten Fällen erleben 
wir die Schulen als dankbar. Aber wir kennen 
Einrichtungen, in denen die Lehrkräfte und 
Schulsozialarbeiter immer noch Einzelkämpfer 
sind.  

Wie reagieren die Jugendlichen  
im Beratungsgespräch? 

Karim Saleh: Das ist sehr unterschiedlich.  
Sie merken aber, dass sie es mit Menschen  
zu tun haben, die sie nicht direkt verurteilen. 
Die Beraterinnen sprechen mit ihnen. Sie 
fragen nach: Warum ist dies so oder so?  
Was fasziniert dich an dieser Ideologie oder  
an dieser religiösen Ausrichtung?

Wie lauten die Antworten? 

Karim Saleh: Es geht um Unzufriedenheit, 
Ausgrenzung, Zukunftsängste, eigene Dis- 
kriminierungserfahrungen, kollektive Kränkun-
gen. Um das Gefühl, dass sich etwas ver-
schiebt – nicht unbedingt im eigenen Leben, 
aber im größeren Ganzen. Es geht um Mangel 
an Demokratiebildung, Sehnsucht nach 
Autoritäten, nach Ordnung, nach Klarheit.  
Es sind individuelle Geschichten, Biographien, 
bei denen sehr viele Faktoren eine Rolle 
spielen. 

Woher kommen  
diese Einstellungen? 

Karim Saleh: Manchmal prägt die Familie  
die Einstellungen, manchmal spielt sie keine 
Rolle. Es gibt Fälle, in denen Jugendliche ein 
geschlossenes antisemitisches Weltbild 
entwickeln. Das beruht selten auf Religion, 
sondern meist auf dem intensiven Konsum 
problematischer Social-Media-Kanäle. So 
geraten sie immer tiefer in diese Spirale. Alles 
Jüdische erscheint ihnen dann problematisch, 
feindlich oder sogar bedrohlich. Manche 
fürchten Jüdinnen und Juden, weil sie sie für 
mächtig halten. Jeder Fall muss einzeln 
geprüft werden. 

Mit einem Gespräch können  
solche Einstellungen vermutlich nicht 
verändert werden.

Karim Saleh: FEX will das Problem nicht allein 
lösen, sondern sucht nach weiteren Anknüp-
fungspunkten für unsere Klientinnen und 
Klienten. Oft ist das Jugendamt ein wichtiger 
Partner. Wir prüfen, wie die Familie mit passen-
den Maßnahmen aus der Jugendhilfe unter-
stützt werden kann. Unser Träger, die Landes-
arbeitsgemeinschaft Mobile Jugendarbeit/
Streetwork Baden-Württemberg, ist in diesem 
Bereich hervorragend vernetzt. 

Manche Fälle erfordern nur wenige Termine. 
Im Frühjahr berieten wir eine Mutter, die uns 
dafür sehr dankbar war. Wir vereinbarten, uns 
nach einem entscheidenden Punkt in den 
Sommerferien wieder zu melden. Nach den 
Ferien nahmen wir erneut Kontakt auf. Sie 
hatte viele unserer Tipps umgesetzt, und alles 
war in Ordnung. In einem anderen Fall arbeite-
ten wir intensiv mit einem Vater zusammen. Es 
gibt auch Situationen, in denen wir nach einem 
einzigen Treffen die direkte Beratung abschlie-
ßen und uns anschließend mit der indirekten 
Beratung an der Einrichtung oder Schule 
einbringen. 

„Die 
Entwicklung 
und unsere 
Fallzahlen 
zeigen, dass 
nicht bei der 
Jugendarbeit 
gespart 
werden darf. 
Nirgendwo!“ 

FACHSTELLE  
EXTREMISMUS- 
DISTANZIERUNG (FEX) 

Heilbronner Straße 180 
70191 Stuttgart 
Telefon: 0800 2016 112 

info@fexbw.de 

www.fexbw.de
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KAMPF GEGEN  
ANTISEMITISMUS: RIAS  
BADEN-WÜRTTEMBERG  
ERSTELLT UMFASSENDES 
LAGEBILD 

Im ersten Jahr wurden mehrere hunderte 
Meldungen von Betroffenen bearbeitet, die 
den alltagsprägenden Charakter des Anti- 
semitismus in allen vier Regierungsbezirken 
sowie in großen und kleinen Städten zeigen: 
Eltern berichteten von körperlichen Angriffen 
und Beschimpfungen, die ihre Kinder an 
Schulen erlebten. Studierende schilderten 
Beleidigungen durch Kommilitonen und 
Gewaltandrohungen in Form von Schmiererei-
en in Universitätsgebäuden. Gemeldet wurden 
gezielte Sachbeschädigungen an jüdischen 
Friedhöfen und ehemaligen Synagogen. Die 
Bandbreite reicht von antisemitischen Graffiti 
bis zu Bedrohungen im Wohnumfeld und zeigt, 
wie sehr Antisemitismus den Alltag prägt.

RIAS Baden-Württemberg brachte seine  
Expertise zu antisemitischen Erscheinungs- 
formen und aktuellen Entwicklungen gezielt in 
Fachveranstaltungen und Austauschformate 
ein: So hielt RIAS zwei Vorträge bei der 
Fachtagung „Gemeinsam gegen Antisemitis-
mus: Verantwortung, Vernetzung, Zukunft“  
des Beauftragten gegen Antisemitismus und 
für jüdisches Leben im Staatsministerium,  
Dr. Michael Blume, am 6. November in Lein- 

felden-Echterdingen. Erreicht wurden Per- 
sonen aus verschiedenen Regelstrukturen, 
darunter Lehrkräfte, Mitarbeitende der Stadt-
verwaltung und Polizeibeamte. Beim Fach- 
gespräch „Sicheres jüdisches Leben in 
Mannheim – Gemeinsam Handeln“ mit 
Vertretern der Stadt, der Zivilgesellschaft,  
der Staatsanwaltschaft und des städtischen 
Integrationsbüros gab RIAS einen Überblick 
über antisemitische Parolen und Plakate  
auf israelfeindlichen Demonstrationen in 
Mannheim.

RIAS sieht junge Menschen aus dem Kultur- 
bereich als wichtige Zielgruppe und schilderte 
die Lage antisemitischer Vorfälle in Baden-
Württemberg beim „Youth against Antisemi-
tism“-Festival am 6. Dezember in Esslingen.  
In Kooperation mit dem Bundesverband RIAS 
präsentierte RIAS Baden-Württemberg den 
Jahresbericht des Bundesverbands RIAS für 
2024 bei der Veranstaltung „Antisemitismus  
in Deutschland heute“ am 11. November im 
Jüdischen Gemeindezentrum Mannheim.

Betroffene und Zeugen können antisemitische 
Vorfälle bei RIAS melden. Die Mitarbeitenden 
analysieren die verifizierten Meldungen nach 
einheitlichen Kriterien und Kategorien des 
Bundesverbands RIAS.

Im ersten Halbjahr 2025 befand sich RIAS 
Baden-Württemberg im Aufbau. Die Mitarbei-
tenden wurden qualifiziert, Vorfallmeldungen 
zu bearbeiten, einzuordnen und antisemitische 
Vorfälle auf Versammlungen zu beobachten. 
Die Erfahrungen von Jüdinnen und Juden sind 
für das Verständnis von Antisemitismus enorm 
wichtig. Deshalb tauscht RIAS sich regelmäßig 

mit beiden Landesverbänden, der Israeliti-
schen Religionsgemeinschaft Baden (IRGB) 
und Württemberg (IRGW), aus. Bei Treffen mit 
Vertretern und Mitgliedern vor Ort führten die 
Mitarbeitenden vertrauliche Gespräche über 
die Situation und Herausforderungen und 
vereinbarten einfache Kommunikations- und 
Meldewege. Mit den jüdischen Studierenden-
verbänden trafen sie sich wiederholt, um 
Näheres über Erlebnisse an Hochschulen  
zu erfahren und Meldungen aufzunehmen.

Auch Gedenkstätten sind Zielscheiben anti- 
semitischer Aggressionen. Um das Dunkelfeld 
an diesen und weiteren Orten zu erhellen, baut 
RIAS ein breites Unterstützungsnetzwerk auf. 
Die Recherche- und Informationsstelle Anti- 
semitismus schloss mit dem Gedenkstättenver-
bund Gäu-Neckar-Alb bereits im Frühjahr 2025 
eine Kooperationsvereinbarung – weitere 
sollen folgen. RIAS Baden-Württemberg band 
weitere zivilgesellschaftliche Organisationen 
und Religionsgemeinschaften ein, etwa durch 
die Teilnahme an Austausch- und Netzwerkge-
sprächen wie dem Runden Tisch der Religio-
nen, den das Ministerium für Soziales, Arbeit 
und Gesundheit am 20. Mai veranstaltete.

RIAS Baden-Württemberg
 Recherche- und Informationsstelle
Antisemitismus

Mit der Gründung der Recherche- und Informationsstelle 
Antisemitismus (RIAS) Baden‑Württemberg Anfang 2025 
entstand eine zentrale Anlaufstelle zur Dokumentation, Analyse 
und Aufklärung von Antisemitismus im Südwesten. Der erste 
Jahresbericht, der im Sommer 2026 veröffentlicht wird, soll ein 
umfassendes und differenziertes Lagebild der Entwicklungen im 
Land zeichnen und Politik sowie Gesellschaft für die Bekämp-
fung von Antisemitismus sensibilisieren.

RECHERCHE- UND  
INFORMATIONSSTELLE  
ANTISEMITISMUS (RIAS)  
BADEN-WÜRTTEMBERG

Hospitalstraße 36 
70174 Stuttgart 
Telefon: 071 1 2 28 36 21

info@rias-bw.de 

www.rias-bw.de 
www.report-antisemitism.de
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Seit dem 7. Oktober 2023 dokumentiert  
RIAS bundesweit eine starke Zunahme anti- 
semitischer Vorfälle an Bildungseinrichtungen. 
Deshalb führte RIAS Baden-Württemberg 
bereits im April 2025 einen Workshop mit dem 
Bundesverband RIAS an der Universität 
Konstanz durch. Schulen sind ebenfalls Tatorte 
antisemitischer Vorfälle: Der Fachaustausch 
mit dem Kultusministerium und dem Zentrum 
für Schulqualität und Lehrerbildung zu rechts-
extremen Vorfällen an Schulen brachte 
wichtige Erkenntnisse und konkrete Unter- 
stützung des Kultusministeriums, um die 
Sichtbarkeit von RIAS unter Schulleitungen  
zu erhöhen.

Anlassbezogen tauschte sich RIAS Baden-
Württemberg mit weiteren Organisationen 
aus: Beim Fußballspiel zwischen dem VfB 
Stuttgart und Maccabi Tel Aviv richtete RIAS 
einen Kommunikationskanal ein, um das 
Social-Media-Team des VfB Stuttgart bei der 
Einordnung antisemitischer Codes und der 
Meldung von Online-Vorfällen zu unterstützen. 
Diese Praxis setzte RIAS mit dem SC Freiburg 
fort, als die Mannschaft im Januar 2026 gegen 
Maccabi Tel Aviv spielte.

Zwei Artikel bei Belltower News berichteten 
über die Arbeit von RIAS Baden-Württemberg 

und erhöhten so die Sichtbarkeit der neuen 
Meldestelle. Die wachsende Bekanntheit  
der Meldestelle führte zu zahlreichen Be- 
ratungs- und Fortbildungsanfragen von  
Kommunen, Hochschulen und zivilgesellschaft- 
lichen Organisationen, die jedoch wegen 
begrenzter Kapazitäten nicht alle bedient 
werden konnten.

Wie geht es weiter? Im Sommer 2026 
erscheint der erste Jahresbericht „Antisemi- 
tische Vorfälle in Baden-Württemberg 2025“. 
Dazu lädt RIAS zu einer Pressekonferenz in 
Stuttgart ein. Der Bericht bietet ein umfassen-
des und differenziertes Lagebild, das auf den 
Vorfallmeldungen und dem systematischen 
Monitoring des Jahres 2025 basiert. Er 
berücksichtigt das gesamte Spektrum anti- 
semitischer Ausdrucksweisen – von offen 
artikulierten bis zu subtilen Formen und 
symbolischen Codes. Ziel ist es, ein aussage-
kräftiges Bild antisemitischer Geschehnisse  
in Baden-Württemberg zu zeichnen und so  
das Verständnis aktueller Erscheinungsformen 
von Antisemitismus zu fördern. Mit der Ver- 
öffentlichung will RIAS Gesellschaft und Politik 
für die Entwicklungen im Land sensibilisieren 
und sie dabei unterstützen, Antisemitismus 
besser zu erkennen, vorzubeugen und zu 
bekämpfen.

„Der 
Antisemitismus 
prägt den Alltag  
von Jüdinnen und 
Juden.“
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„GEBRAUCHT WIRD  
MEHR VERLÄSSLICHKEIT 
UND PLANBARKEIT“
ERFAHRUNGEN DER PARTNERSCHAFTEN FÜR DEMOKRATIE 

das gesellschaftliche und politische Klima in 
der Stadt. Heute reden wir viel mehr über 
überregionale, ja globale Entwicklungen und 
Krisen und das, was sie mit unserer Gesell-
schaft insgesamt machen. Damals wie heute 
gilt aber, dass wir nicht nur reagieren dürfen, 
sondern proaktiv eine Strategie brauchen:  
Wie gestalten wir eine Gesellschaft in Vielfalt 
auf der Basis gemeinsam geteilter Werte?  
Wie schaffen wir es, Menschen für Demokratie 
zu begeistern und zum Mitmachen anzuregen? 
Und wie halten wir die gesellschaftliche  
Aufmerksamkeit und Wachsamkeit hoch, 
wenn unsere demokratische Gesellschaft und 
unsere gemeinsamen Werte in Frage gestellt 
werden und gefährdet sind? 

Positiv verändert hat sich das öffentliche 
Bewusstsein und Engagement für Demokratie: 
Je schneller eine Krise der nächsten folgt  
und je vehementer versucht wird, demokratie- 
und menschenfeindliche Narrative zu normali-
sieren, umso aktiver wird die Zivilgesellschaft 
quer durch alle Alters- und Gesellschafts-
schichten. Das macht Mut.

Worauf sind Sie besonders stolz? 

Harald Maas: Das ist einfach! Wir haben  
Ende 2024 einmal ausgewertet, was im 
Rahmen der Partnerschaft für Demokratie in 
Göppingen seit 2015 alles umgesetzt wurde. 
Dabei sind bemerkenswerte Zahlen heraus-
gekommen. In fast 200 Projekten und Einzel-
maßnahmen wurden in knapp zehn Jahren 
über 35.000 Menschen erreicht. Und das – 
meiner Meinung nach die wichtigste Zahl – 
von 54 unterschiedlichen Projektträgerinnen 
und -trägern aus unterschiedlichsten gesell-
schaftlichen Bereichen. Das zeigt wie breit 
aufgestellt und vielfältig das Netzwerk rund  
um das Thema Demokratie in Göppingen ist. 
Und es wird beständig immer größer. Darauf 
bin ich stolz – aber was noch viel wichtiger ist: 
Es zeigt, dass die Arbeit der Partnerschaften 
für Demokratie wirkt und Früchte trägt und für  
die Zukunft gut aufgestellt ist.

Sie sind auch Sprecher der 25 Partner-
schaften für Demokratie in Baden- 
Württemberg. Welchen Wunsch, welche 
Wünsche haben Sie für die Zukunft? 

Harald Maas: Ich weiß, dass ich für wahr-
scheinlich alle Kolleginnen und Kollegen in 
den Partnerschaften spreche, wenn ich mir  
vor allem mehr Kontinuität, Verlässlichkeit und 
Planbarkeit in den Finanzierungsstrukturen  
der Partnerschaften für Demokratie wünsche. 
Uns wurde zwar eine achtjährige Förderperio-
de in Aussicht gestellt und daran hält – nach 
allem, was wir hören – die Bundesregierung 
fest. Das zeigt, wie wichtig das Thema auch 
politisch gesehen wird und wieviel Wertschät-
zung der Arbeit im Bundesprogramm ent-
gegengebracht wird. Aber praktisch haben  
wir doch wieder jährliche Antragsfristen und 
keinerlei Gewissheit, dass es die Partner-
schaften im nächsten Jahr noch gibt. In diesem 
Zusammenhang würden wir uns natürlich 
darüber freuen, wenn das Land, über die 
Arbeit des Demokratiezentrums hinaus, noch 
stärker in die Demokratieförderung investiert.

Welche Herausforderungen prägten  
Ihre Arbeit im Jahr 2025? 

Harald Maas: Seit 2025 läuft die neue 
Förderperiode; sie bringt neue Vorgaben mit 
sich, die uns beschäftigen. Und zum anderen 
wollen wir auch dem hohen Bedarf in diesem 
Themenfeld gerecht werden. Wir haben eine 
riesige Nachfrage an fachlicher Beratung  
und Expertise rund um die Themen Extremis-
musprävention und Demokratieförderung, 
bekommen zahlreiche Projektideen und 
Fragen rund um die Projektförderung und 
auch Kooperationsanfragen. Das Thema 
brennt vielen Menschen unter den Nägeln.

Wenn Sie mich als Bereichsleitung in der 
Jugend(-sozial)arbeit fragen: Eine der großen 
Herausforderungen der nächsten Zeit wird 
sein, wie sich dieser Bereich – unser Sozial-
system – vor dem Hintergrund knapper 
werdender Mittel der öffentlichen Haushalte 
entwickeln wird. Und ich erwähne das vor 
allem deswegen, weil ich auch einen starken 
Zusammenhang zum Thema Demokratie sehe. 

Ich habe die große Befürchtung, dass hier die 
nächste Zerreißprobe für unsere demokrati-
sche Gesellschaft auf uns zukommt. Es gibt 
eindeutige Studien, die z. B. bei Jugendlichen 
den Zusammenhang zwischen individueller 
Vereinsamung und extremistischen Tendenzen 
herstellen. Ein Kahlschlag im Bereich der 
Jugendhilfe hätte fatale Folgen.

Seit fast 20 Jahren begleiten Sie die 
diversen Bundesprogramme zur  
Demokratieförderung; seit zehn Jahren 
sind Sie für die Koordinierungs- und 
Fachstelle der Partnerschaft für  
Demokratie Göppingen zuständig.  
Was hat sich in dieser Zeit verändert? 

Harald Maas: Vor zehn bis 15 Jahren haben 
wir noch wesentlich mehr über lokale Prob-
lemlagen gesprochen. In der Stadt Göppingen 
zum Beispiel über zwar kleine, aber nicht 
minder gefährliche rechtsextremistische 
Gruppierungen mit großen Auswirkungen auf 

„Wie schaffen wir 
es, Menschen für 
Demokratie zu 
begeistern und zum 
Mitmachen 
anzuregen?“ 

Zu den Aufgaben des Demokratiezentrums gehört auch Vernetzung mit den lokalen 
Partnerschaften für Demokratie im Land. Über diese Partnerschaften stärkt das Bundes-
programm „Demokratie leben!“ Menschen und Organisationen, die sich vor Ort für 
Demokratie engagieren. In regelmäßigen Treffen mit der Landeskoordinierungsstelle 
werden Herausforderungen besprochen und Strategien entwickelt, um Demokratie  
und Vielfalt zu fördern und Extremismus zu verhindern. Harald Maas ist Sprecher der 
Partnerschaften für Demokratie in Baden-Württemberg und leitet in der Stadt Göppingen 
die Fach- und Koordinierungsstelle der Partnerschaft für Demokratie. Im Gespräch 
erläutert er die Herausforderungen im Jahr 2025.
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2025 IN ZAHLEN 

FACH- UND BERATUNGSSTELLE MOBIREX 

2025 gingen 219 Anfragen bei der Fachstelle mobirex ein:

FACH- UND BERATUNGSSTELLE LEUCHTLINIE 

Klarer Schwerpunkt ist der Phänomen- 
bereich „Extreme Rechte“ mit 146 An- 
fragen. Gefolgt von den Phänomen- 
bereich Rassismus mit 24 Anfragen und 
Verschwörungserzählungen mit neun 
Anfragen.

500
Menschen erreichte  
mobirex mit Workshop- 
Angeboten.

135 
beantwortete  

die Monitoring-  
und Informations-

stelle* 

21 
beantwortete  

das Beratungsteam 
Regierungsbezirk 

Stuttgart  

18 
beantwortete  

das Beratungsteam 
Regierungsbezirk 

Freiburg 

20 
beantwortete  

das Beratungsteam 
Regierungsbezirk 

Tübingen 

25 
beantwortete  

das Beratungsteam 
Regierungsbezirk 

Karlsruhe 

*�Die mobilen Beratungs-
teams haben im zweiten 
Quartal 2025 ihre Arbeit 
aufgenommen. Bis dahin 
wurden Anfragen zentral 
über die Monitoring-  
und Informationsstelle 
erfasst. 

139 BERATUNGEN VON
BETROFFENEN 
RECHTSEXTREMER, 
RASSISTISCHER UND 
ANTISEMITISCHER GEWALT 

⊲  44 im Regierungsbezirk Stuttgart 
⊲  32 im Regierungsbezirk Freiburg 
⊲  20 im Regierungsbezirk Tübingen 
⊲  24 im Regierungsbezirk Karlsruhe 
⊲  1 9 �unbekannt/außerhalb von  

Baden-Württemberg/online  

VERMUTETE 
TATMOTIVE* 

⊲  69 Rassismus
⊲  4 Antisemitismus 
⊲  14 LSBTIQ*-Feindlichkeit 
⊲  10 Sozialdarwinismus 
⊲  14 politische Gegner 
⊲  5 couragierte Passanten
⊲  4 �sonstige menschen- 

verachtende Motive

*Mehrfachnennungen möglich

418 ÜBERPRÜFTE FÄLLE
RECHTSEXTREMER, 
RASSISTISCHER UND 
ANTISEMITISCHER GEWALT.

⊲  102 bestätigte Fälle 
⊲  55 Verdachtsfälle 

401 
Menschen erreichte  
Leuchtlinie mit  
Veranstaltungen

FACHSTELLE EXTREMISMUSDISTANZIERUNG (FEX) 

Von Januar bis Ende Dezember 2025 bot die Fachstelle Extremismusdistanzierung (FEX)  
nach Beratungsanfragen...

RIAS BADEN-WÜRTTEMBERG 

Die Informations- und Dokumentationsstelle  
RIAS BW bearbeitete von Januar bis Dezember 

342 MELDUNGEN VON 
ANTISEMITISCHEN VORFÄLLEN* 

⊲  16 wegen Angriffen 
⊲  27 wegen gezielter Sachbeschädigung 
⊲  8 wegen Bedrohungen 
⊲  3 wegen Massenzuschriften 
⊲  288 wegen verletzendem Verhalten

LANDES- 
KOORDINIERUNGS-
STELLE DES  
DEMOKRATIE- 
ZENTRUMS 

110 	� Anfragen von Ratsuchenden 
beantwortet  

68 	� Publikationen geprüft und 
freigegeben 

23 	 externe Gremien besucht 

20 	 Treffen organisiert und geleitet 

29 	 Veranstaltungen teilgenommen 

11 	� Ausgaben des Newsletters 
versandt 

11 �	� parlamentarische Anfragen  
zum Demokratiezentrum Baden-
Württemberg beantwortet 

1 	� Landesdemokratiekonferenz 
veranstaltet

352 WORKSHOPS, 
FORTBILDUNGEN UND
INTENSIVE BERATUNGEN 
AN:

⊲  164 im Regierungsbezirk Stuttgart
⊲  52 im Regierungsbezirk Freiburg 
⊲  82 im Regierungsbezirk Tübingen 
⊲  54 im Regierungsbezirk Karlsruhe

8.388
Mit diesen 352 Angeboten wurden  
8.388 Menschen erreicht 
⊲  3.840 im Regierungsbezirk Stuttgart
⊲  998 im Regierungsbezirk Freiburg 
⊲  1.987 im Regierungsbezirk Tübingen 
⊲  1.106 im Regierungsbezirk Karlsruhe

700
Menschen erreichte RIAS BW bei eigenen 
Veranstaltungen oder Veranstaltungen,  
bei denen sie aktiv mitwirkte. 

*�Dies sind Meldungen antisemitischer Vorfälle, die RIAS Baden-Württemberg über das 
Meldeportal www.report-antisemitism.de erreichten haben. Diese Zahl ist nicht mit der 
Anzahl dokumentierter Vorfälle zu verwechseln.
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GEMEINSAM GEGEN  
EXTREMISMUS:  
PARTNER DES  
DEMOKRATIEZENTRUMS  
IM ÜBERBLICK

KIRCHEN UND 
RELIGIONSGEMEINSCHAFTEN 

Vertreter des Demokratiezentrums beteiligen 
sich regelmäßig am „Runden Tisch der 
Religionen“, den das Ministerium für Soziales, 
Arbeit und Gesundheit organisiert. Sie arbei-
ten zudem eng mit der Akademie der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart zusammen. 

KULTUR 

Das Demokratiezentrum Baden-Württemberg 
kooperiert bei der „Langen Nacht der Demo-
kratie“ eng mit der Allianz für Beteiligung e.V., 
der Kirchlichen Landesarbeitsgemeinschaft  
für Erwachsenenbildung (KiLAG), dem Landes-
jugendring, der Landeszentrale für politische 
Bildung und dem Volkshochschulverband 
Baden-Württemberg. Die Veranstaltung findet 
alle zwei Jahre am 2. Oktober statt. Als 
Projektpartner bringt das Demokratiezentrum 
Baden-Württemberg seine Fachstellen in die 
Sonderausstellung „Rechtsextremer Terror“ im 
Stuttgarter Erinnerungsort „Hotel Silber“ ein. 
Das Haus der Geschichte Baden-Württemberg 
richtet die Ausstellung gemeinsam mit der 
Dokumentationsstelle Rechtsextremismus im 
Generallandesarchiv Karlsruhe aus. 

SPORT 

Das Demokratiezentrum Baden-Württemberg 
hat gute Kontakte zu den Sportstrukturen in 
Baden-Württemberg. Ziel ist es, Präventions- 
und Sensibilisierungsangebote im Vereins-
sport voranzubringen. 

WIRTSCHAFT 

Das Demokratiezentrum pflegt Kontakte  
zur Industrie- und Handelskammer Region 
Stuttgart, zu Gewerkschaften und arbeit- 
nehmernahen Organisationen.  

ZIVILGESELLSCHAFTLICHE 
NETZWERKE 

Das Demokratiezentrum Baden-Württemberg 
wirkt aktiv in landesweiten Netzwerken mit, 
etwa im Landesnetzwerk für Menschenrechte 
und Demokratieentwicklung. Dieses Netzwerk 
vereint mehr als 30 Organisationen, Institutio-
nen, Projekte und Experten, die sich im Land 
für Demokratie und Menschenrechte einset-
zen.

SCHULE UND BILDUNG

Das Demokratiezentrum und seine Fachstellen 
arbeiten eng mit dem Kultusministerium und 
dem Zentrum für Schulqualität und Lehrerbil-
dung Baden-Württemberg (ZSL) zusammen. 
2025 lag der Schwerpunkt auf dem Austausch 
über rechtsmotivierte Vorfälle und rechts- 
extreme Strömungen an Schulen. Mindestens 
zweimal im Jahr treffen sich die Landeskoor-
dinierungsstelle des Demokratiezentrums, die 
Beratungsstellen, das Kultusministerium und 
das ZSL, um Entwicklungen zu besprechen. 
Die Landeskoordinierungsstelle informiert 
regelmäßig über die Arbeit der Fachstellen. 
Die Angebote zur Demokratiebildung und 
Extremismusprävention sind in der schulischen 

Fortbildung etabliert. Die Landeskoordinie-
rungsstelle ist Mitglied der Fachgruppe 
Demokratiebildung im Kultusministerium.  
Auch mit Hochschulen arbeiten die Fach- und 
Beratungsstellen eng zusammen, um ange-
hende Fachkräfte für die Themen zu sensibi- 
lisieren. 

SICHERHEITSBEHÖRDEN 

Eng ist die Zusammenarbeit mit den Sicher-
heits- und Justizbehörden des Landes.  
Als Mitglied im Fachbeirat von Konex, dem 
Kompetenzzentrum gegen Extremismus  
beim Landeskriminalamt, unterstützt das 
Demokratiezentrum dessen Arbeit. Enge 
Verbindungen bestehen zur Task Force gegen 
Hass und Hetze, die den gleichnamigen 
Kabinettsausschuss unterstützt. Die Task Force 
legt besonderen Wert darauf, die Medienkom-
petenz junger Menschen und Internetnutzer zu 
stärken sowie Polizeibedienstete zu schulen 
und zu sensibilisieren. Als Mitglied der Task 
Force pflegt das Demokratiezentrum enge 
Kontakte zum Landeskriminalamt, zur Landes-
anstalt für Kommunikation, zur Landeszentrale 
für politische Bildung, zum Landesamt für 
Verfassungsschutz, zum Institut für Bildungs-
analysen und zum Landesmedienzentrum. 

Ein Ziel der Projektarbeit in der Demokratieförderung und 
Extremismusprävention ist es, Wissen und erprobte 
Ansätze dauerhaft zu sichern. Dies gelingt durch eine 
enge Zusammenarbeit mit den sogenannten Regelstruktu-
ren. Die wichtigsten Kooperationspartner des Demokratie-
zentrums Baden-Württemberg und seiner Fachstellen sind 
Akteure aus Schule und Bildung, den Sicherheitsbehör-
den, Kirchen und Glaubensgemeinschaften, Kultur, Sport, 
Wirtschaft und aus zivilgesellschaftlichen Netzwerken. 
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SO UNTERSTÜTZT DIE  
LANDESKOORDINIERUNGS-
STELLE DEMOKRATIE- 
FÖRDERUNG UND  
EXTREMISMUSPRÄVENTION 

gen: Desinformation, populistische Mobilisie-
rung und Radikalisierung im Netz nehmen  
zu. Darauf wies Staatssekretärin Dr. Ute Leidig 
in ihrem Grußwort hin. Soziale Medien seien 
Fluch und Segen für die Demokratie. 

Prof. Dr. Frank Brettschneider von der Univer-
sität Hohenheim präsentierte auf der Landes-
demokratiekonferenz erstmals die Ergebnisse 
des „Demokratie-Monitoring 2025 Baden-
Württemberg“ und erklärte deren Verbindung 
zur Mediennutzung. Giulia Fioriti von der 
Social-Media-Agentur Mecoa zeigte, warum 
soziale Medien eine zentrale Rolle für die 
Demokratie spielen und gab praktische Tipps 
für überzeugende, reichweitenstarke Inhalte. 
Timo Büchner beleuchtete in seinem Vortrag 
die Identitäre Bewegung in Baden-Württem-
berg. Seit Jahren untersucht der Journalist die 
extreme Rechte und das Reichsbürger-Milieu 
im Südwesten. 

Um den Austausch zwischen den Teilnehmen-
den zu fördern, organisierte die Landesko- 
ordinierungsstelle zusätzlich ein Speed-Dating. 
Dadurch entstanden neue Kontakte und 
Möglichkeiten zur Vernetzung.

Jakob Grasser und Dr. Tim Schumacher von 
der Fachstelle mobirex stellten in einem 
Workshop ihre Arbeit vor. Die Fachstelle 
unterstützt Menschen, die sich aktiv gegen 
Rechtsextremismus, Rassismus, Antisemitis-
mus, Antifeminismus und Verschwörungser-
zählungen einsetzen und die demokratische 
Alltagskultur stärken wollen. Julia Rauth  
vom Innovationsprojekt Digital Streetwork 
Stuttgart sprach über „Einsamkeit, Social 

Media und die Gefahr der Radikalisierung“.  
Sie zeigte, dass Jugendliche auf Plattformen 
wie TikTok, Instagram oder YouTube neben 
Verbundenheit oft auch Einsamkeit, Druck und 
Ausgrenzung erfahren. 

Der Graphical Recorder Matthias Schwert 
setzte den visuellen Schlusspunkt. Er fasste 
die Veranstaltung künstlerisch in Bildern 
zusammen.

WISSEN TEILEN

Damit die Zusammenarbeit im Demokratie-
zentrum gelingt, lädt die Landeskoordinie-
rungsstelle die Fach- und Beratungsstellen  
zu Austauschformaten ein. Bei diesen Treffen 
werden die geförderten Angebote aufein- 
ander abgestimmt und Problemlösungen 
erarbeitet.  

Die Landeskoordinierungsstelle veranstaltete 
2025 zudem eine Klausur, die auf die Anliegen 
der Fach- und Beratungsstellen zugeschnitten 
war. Sie bot Raum, um sich intensiv mit Heraus-
forderungen und Problemlagen auseinander-
zusetzen. Die Landeskoordinierung steht im 
kontinuierlichen Austausch mit den Partner-
schaften für Demokratie. Ziel ist die Vernet-
zung der kommunalen Partnerschaften, die 
Unterstützung bei Herausforderungen sowie 
der Austausch über Entwicklungen auf der 
Bundesebene.  

Das Demokratiezentrum setzt gemeinsam  
mit verschiedenen Akteurinnen und Akteuren 
das Bundesprogramm „Demokratie leben!“ in 
Baden-Württemberg um. Damit die Aufgaben 
des Demokratiezentrums koordiniert zusam-
menlaufen, steuert eine zentrale Stelle auf 
Landesebene das Programm. Diese Aufgabe 
übernimmt die Landeskoordinierungsstelle 
(LKS).  

Als zentrale Anlaufstelle koordiniert und 
begleitet sie die Arbeit der Fach- und Bera-
tungsstellen. Sie vernetzt Akteure der Demo-
kratieförderung und Extremismusprävention. 
Sie sichert die Qualität im Netzwerk, kümmert 
sich um die Öffentlichkeitsarbeit und ver- 
mittelt Ansprechpartner. 

KOMMUNIKATION BUND-LAND

Die Landeskoordinierungsstelle sorgt dafür, 
dass die Projekte des Demokratiezentrums 
Zuwendungen aus dem Bundesprogramm 
„Demokratie leben!“ erhalten. Sie ist für die 
Antragstellung verantwortlich, erstellt Förder-
bescheide, gibt Fördermittel weiter und  
prüft, ob sie sachgerecht verwendet wurden. 

Als Bindeglied zwischen Bund und Land 
vermittelt sie die Förderbedingungen und 
Projektvorgaben verständlich an die Projekt-
träger. Sie ist verantwortlich für die Kommuni-
kation mit dem Bundesministerium für Bildung, 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMBFSFJ) und vertritt das Demokratie- 
zentrum bei den Bund-Länder-Treffen. 

NETZWERKE STÄRKEN

Die zentrale Stärke und Aufgabe der Landes-
koordinierungsstelle liegt in der Vernetzung 
auf Bundes- und Landesebene. Sie nimmt  
an Fachgremien, Austauschformaten und 
Veranstaltungen teil, fördert den fachlichen 
Dialog und stärkt die Zusammenarbeit mit 
Netzwerken und Institutionen. 2025 besuchte 
die Landeskoordinierungsstelle 29 Veranstal-
tungen, darunter den Fachtag für Demokratie-
förderung der Industrie- und Handelskammer 
Region Stuttgart, die Task Force Desinforma-
tion und das Austauschtreffen „Connect 
REspect im Netz!“. 

Zudem vertrat sie das Demokratiezentrum in 
26 Sitzungen interner und externer Gremien, 
etwa beim Fachbeirat des Kompetenzzent-
rums gegen Extremismus in Baden-Württem-
berg oder bei der Task Force Hass und Hetze. 
Ein Höhepunkt ist die jährliche Landesdemo-
kratiekonferenz, die über 100 Teilnehmende 
aus ganz Baden-Württemberg zusammen-
bringt. Sie bietet Raum für Austausch, neue 
Ideen und Vernetzung. 

Die Landesdemokratiekonferenz 2025 fand 
am 22. Oktober unter dem Titel „Demokratie 
online: Wie soziale Medien unsere Debatten 
verändern“ im Haus der Katholischen Kirche  
in Stuttgart statt. Das Demokratiezentrum griff 
damit ein hochaktuelles Thema auf. Digitale 
Plattformen bestimmen immer stärker die 
gesellschaftlichen Debatten und die politische 
Meinungsbildung. Sie eröffnen Chancen für 
demokratische Teilhabe und Vernetzung, 
bringen aber auch erhebliche Herausforderun-

Die Landesdemokratie-
konferenz bietet Raum für 
Austausch, neue Ideen  
und Vernetzung.
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Darüber hinaus organisiert die Landeskoordi-
nierungsstelle jährlich die Beiratssitzung des 
Demokratiezentrums. Im Beirat sind verschie-
dene Akteure auf Landesebene vertreten:  
das Ministerium für Soziales, Arbeit und 
Gesundheit, das Kultusministerium, das 
Landesmedienzentrum, das Landeskriminal-
amt/Kompetenzzentrum gegen Extremismus, 
die Baden-Württemberg Stiftung, die Aktion 
Jugendschutz, die Landeszentrale für politi-
sche Bildung, die Eberhard-Karls Universität 
Tübingen/Institut für Rechtsextremismusfor-
schung und die Fach- und Beratungsstellen 
des Demokratiezentrums. Die Beiratssitzung 
schafft einen Raum, in dem sich alle im Land 
relevanten Akteure zu aktuellen Problem- 
lagen austauschen und gemeinsam Ideen  
für Lösungen diskutieren können. 

Die Landeskoordinierungsstelle sowie die 
Fach- und Beratungsstellen arbeiten eng mit 
den Regelstrukturen zusammen. Regelmäßig 
tauscht sich die Landeskoordinierungsstelle 
mit dem Kultusministerium, dem Zentrum für 
Schulqualität und Lehrerbildung sowie den 
Fach- und Beratungsstellen des Demokratie-
zentrums über rechtsmotivierte Vorfälle an 
Schulen aus. Grundlage dafür sind aktuelle 
Fallzahlen und Einschätzungen der Fach- 
stellen, die vorab in Briefings aufbereitet 
werden. 

RATSUCHENDEN HELFEN 

Die Landeskoordinierungsstelle bearbeitet  
die Anfragen, die über die Website des 
Demokratiezentrums eingehen. Sie ordnet  
sie ein und verweist bei Bedarf an geeignete 
Fach- und Beratungsstellen oder externe 
Partner. Die Themen reichten von der Suche 
nach Referierenden und Fördermöglichkeiten 
bis hin zu konkretem Beratungsbedarf bei 
Radikalisierung, Rechtsextremismus oder 
antisemitischen Vorfällen an Schulen. In der 
Regel erfolgt die Bearbeitung innerhalb  
von 24 Stunden. Ziel ist eine schnelle und 
passgenaue Unterstützung. In 2025 kamen 
die Anfragen von Lehrkräften, Schulsozial-
arbeitern, Multiplikatoren, demokratisch 
Engagierten sowie besorgten Angehörigen.

FÜR DEMOKRATIE UND 
EXTREMISMUSPRÄVENTION 
WERBEN

Die Landeskoordinierungsstelle berichtet 
regelmäßig über ihre Arbeit und neue Entwick-
lungen in der Demokratieförderung und 
Extremismusprävention. Seit Anfang 2025 
publiziert sie einen monatlichen Newsletter  
mit Veranstaltungstipps, Publikationen und 
aktuellen Themen. 

Interessierte finden auf der Website des 
Demokratiezentrums Informationen, Publika-
tionen und Kontaktmöglichkeiten. Die Landes-
koordinierungsstelle legt großen Wert auf eine 
verständliche und barrierefreie Kommunika-
tion. Deshalb stellte sie 2025 zentrale Inhalte 
zusätzlich in einfacher Sprache und Gebärden-
sprache bereit, die die Arbeit des Demokratie-
zentrums erklären. 

Neben klassischen Informationskanälen wie 
Website und Newsletter versteht die Landes-
koordinierungsstelle soziale Medien als 
wichtige Ressource zur Förderung der Demo-
kratie. Über Facebook und Instagram infor-
miert sie die (Fach-)Öffentlichkeit kontinuierlich 
über die Arbeit des Demokratiezentrums 
Baden-Württemberg. Sie weist auf Veranstal-
tungen, Studien und Publikationen aus den 
Bereichen Demokratieförderung und Extremis-
musprävention hin. Im Mittelpunkt der Kommu-
nikation stehen hierbei die Kernbotschaften 
von „Demokratie leben!“: Demokratie stärken. 
Vielfalt gestalten. Extremismus vorbeugen. 
Unter Extremismus werden dabei alle Formen 
von politisch oder religiös motiviertem Extre-
mismus verstanden, wie Rechtsextremismus, 
Islamismus und Linksextremismus.

Ziel ist es, möglichst viele Menschen zu er- 
reichen, Netzwerke zu stärken und die Arbeit 
des Demokratiezentrums sichtbar zu machen. 
Die Inhalte umfassen Ankündigungen von 
Veranstaltungen, Kurzberichte von Veranstal-
tungen, Studien und Publikationen aus dem 
Themenfeld, Neuigkeiten aus Ministerien, 
Aktions- und Gedenktage oder wesentliche 
Ergebnisse aus dem Themenfeld Rassismus, 
Antisemitismus, Rechtsextremismus und 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit. 
Seit dem Start des Social-Media Auftritts hat 
das Demokratiezentrum auf Facebook 2.184 
und auf Instagram 167 Beiträge veröffentlicht. 
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          Reichsbürger
Extreme Rechte 
        Sexismus     
       Doomscrolling
  Regelstrukturen 
       Radikalisierung

GLOSSAR –  
DIE WICHTIGSTEN  
BEGRIFFE KURZ  
ERKLÄRT 

DESINFORMATION

Desinformation ist die absichtliche Verbreitung 
falscher oder irreführender Informationen.  
Ziel ist es, Meinungen zu lenken und dadurch 
einer Person, einer sozialen Gruppe, einer 
Organisation oder einem Land zu schaden. 

DOOMSCROLLING 

Der Begriff Doomscrolling setzt sich aus 
„Doom“ für Untergang oder Verderben und 
„Scrolling“ für die Scrollbewegung am Bild-
schirm zusammen. Er beschreibt den exzes- 
siven Konsum negativer Nachrichten, meist 
über soziale Medien, News-Apps oder 
Online-Portale. Doomscrolling kann Radikali-
sierungsprozesse verstärken. 

DISKRIMINIERUNG

Diskriminierung ist laut dem Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz die Benachteiligung 
von Personen oder Personengruppen  
aufgrund „der Rasse oder der ethnischen  
Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder 
Weltanschauung, einer Behinderung, des 
Alters oder der sexuellen Identität.“ Diskrimi-
nierung findet auf unterschiedlichen gesell-
schaftlichen Ebenen statt und äußert sich  
in verschiedenen Formen.

EXTREMISMUS

Extremismus bezeichnet Bestrebungen, die 
den demokratischen Verfassungsstaat und 
seine grundlegenden Werte, Normen und 
Regeln ablehnen. Dazu gehören das Demo-
kratieprinzip, das Rechtsstaatsprinzip und die 
Menschenwürde. Extremisten wollen die 
freiheitlich-demokratische Grundordnung 
abschaffen. Sie wollen sie durch eine Ordnung 
ersetzen, die ihren jeweiligen Vorstellungen 
entspricht. Häufig halten sie Gewalt für ein 
geeignetes Mittel, um eigene Ziele durchzu-
setzen. Sie propagieren Gewalt oder wenden 
sie sogar an. Terrorismus ist die aggressivste 
und militanteste Form des Extremismus. 

EXTREME RECHTE 

Als extreme Rechte gelten politische Strö- 
mungen, Gruppen oder Ideologien, die die 
Gleichwertigkeit aller Menschen ablehnen und 
Demokratie und Menschenrechte infrage 
stellen. Typische Merkmale rechtsextremis- 
tischer Ideologien und Verhaltensweisen  
sind Intoleranz, Rassismus, Antisemitismus, 
Fremdenfeindlichkeit sowie die Verherrlichung 
von Gewalt oder autoritären Systemen. Sie 
widersprechen klar der freiheitlich-demokra- 
tischen Grundordnung und bedrohen den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt. 

ABLEISMUS  

Ableismus bezeichnet die Diskriminierung von 
Menschen mit Behinderung. Der Begriff kommt 
vom englischen „ableism“. Es setzt sich aus  
„to be able“, also „fähig sein“, und der Endung 
„-ism“ zusammen, auf Deutsch „-ismus“. 

ANTIFEMINISMUS 

Antifeminismus beschreibt eine Ideologie,  
die sich gegen die Gleichstellung von Frauen 
und/oder Mitgliedern der LGBTIQ*-Community 
richtet. Antifeminismus kann auch eine 
politische Strategie sein. Dann richtet er sich 
pauschal, aktiv und meist organisiert gegen 
feministische Anliegen und Positionen. 

ANTISEMITISMUS 

Antisemitismus kann als Komplex feindseliger 
Denkstrukturen und Überzeugungen beschrie-
ben werden, die sich kollektiv gegen Jüdinnen 
und Juden richten. Sie zeigen sich in (abwer-
tenden) Haltungen, Stereotypen, Vorurteilen 
sowie Projektionen und Hass gegenüber 
Jüdinnen und Juden – bis hin zur Gewalt. 
Antisemitische Strukturen und Denkmuster 
sind tief in der europäischen Kultur verwurzelt. 
Sie haben sich über die Jahrhunderte immer 
wieder verändert und verschiedene Formen 
angenommen. Antisemitismus kann in unter-
schiedlichen Erscheinungsformen zum 
Ausdruck kommen. Dazu gehören antijudais- 
tischer Antisemitismus, moderner Antisemitis-
mus, Post-Schoa-Antisemitismus oder der 
Israelbezogene Antisemitismus.  

ANTIZIGANISMUS 

Antiziganismus ist eine besondere Form des 
Rassismus. Er richtet sich gegen Roma, Sinti, 
Fahrende, Jenische und andere Personen,  
die mit dem „Z-Wort“ stigmatisiert werden. 
Antiziganismus hat in Deutschland und Europa 
eine lange Geschichte und lässt sich bis ins  
15. Jahrhundert zurückverfolgen. 
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RECHTSEXTREMISMUS 

Für Rechtsextremismus gibt es keine einheit-
liche Definition. Alle Definitionen haben aber 
eines gemeinsam: Rechtsextremes Denken 
und Handeln basiert auf menschenfeindlichen 
Einstellungen und einer Ideologie der Un-
gleichwertigkeit. Im Rechtsextremismus 
bestimmt die Zugehörigkeit zu einer Ethnie 
oder Nation den Wert eines Menschen. Die 
eigene Nation oder Kultur gilt dabei grundsätz-
lich als höherwertig und überlegen. Rechtsext-
remismus lehnt die Demokratie ab und geht 
von einem „Recht des Stärkeren“ aus. Gewalt 
ist ein fester Bestandteil rechtsextremer 
Ideologie. Sie dient dazu, politische Ziele und 
die eigene Ideologie durchzusetzen. 

REICHSBÜRGER

Reichsbürger und Selbstverwalter sind 
Gruppierungen und Einzelpersonen, die die 
Existenz der Bundesrepublik Deutschland und 
ihres Rechtssystems ablehnen. Sie sprechen 
demokratisch gewählten Repräsentantinnen 
und Repräsentanten die Legitimation ab oder 
definieren sich insgesamt als außerhalb der 
Rechtsordnung stehend. Staatliche Gesetze 
und Institutionen erachten sie als nicht 
bindend und verbreiten häufig Verschwö-
rungserzählungen über Staat, Recht und 
Geschichte.

SEXISMUS

Sexismus diskriminiert und reduziert einen 
Menschen auf sein biologisches oder soziales 
Geschlecht. Dabei schreiben Menschen 
anderen oft Eigenschaften zu, die vermeintlich 
„typisch“ männlich oder weiblich sind. Dazu 
gehört etwa die Annahme, Männer seien 
sachlich und rational, während Frauen als 
besonders emotional und empathisch gelten. 
Sexismus kann sich gegen alle Geschlechter 
richten, historisch und strukturell betrifft er 
meistens allerdings Frauen und marginalisierte 
Geschlechtsidentitäten.

VERSCHWÖRUNGSMYTHEN

Verschwörungsmythen deuten aktuelle oder 
vergangene Ereignisse als Plan geheimer und 
böswilliger Gruppen oder Autoritäten. Alle 
Verschwörungsmythen haben etwas gemein-
sam: Nichts geschieht durch Zufall. Nichts ist, 
wie es scheint. Alles ist miteinander verbun-
den. Hinzu kommt der Gegensatz zwischen 
Gut und Böse. Danach lässt sich die Welt in 
Opfer und Täter einer Verschwörung untertei-
len. Komplexe Sachverhalte werden verein-
facht und aufgrund unbelegter Annahmen 
bewertet. 

QUEERFEINDLICHKEIT 

Queerfeindlichkeit bezeichnet Vorurteile oder 
Hass gegen LSBTIQ*-Personen. Sie zeigt sich 
in Diskriminierung, Ablehnung, Belästigung 
oder Gewalt. Dadurch verletzt sie die Rechte 
und die Würde der betroffenen Menschen. 
Häufig nutzen LSBTIQ*-Personen „queer“ als 
Selbstbezeichnung. LSBTIQ* steht für Lesben, 
Schwule, Bisexuelle, trans- und interge-
schlechtliche sowie queere Menschen. 

ZIVILGESELLSCHAFTLICHE 
AKTEURE

Zivilgesellschaftliche Akteure sind Personen 
oder Organisationen, die sich außerhalb des 
Staates, einschließlich der Verwaltung, und 
außerhalb der Wirtschaft bewegen. Dazu 
gehören zum Beispiel Vereine, Stiftungen, 
Verbände, Gewerkschaften, Kirchen und 
Religionsgemeinschaften, politische Parteien, 
Migrantenselbstorganisationen, Netzwerke, 
Bürgerinitiativen und kleine lokale Gruppen. 
Nichtregierungsorganisationen, kurz NGOs, 
sind ein Teil der zivilgesellschaftlichen Organi-
sationen. Der Begriff stammt vom englischen 
„Non-Governmental Organization“. Er bezeich-
net Organisationen, die unabhängig vom Staat 
arbeiten, meist gemeinnützige Ziele verfolgen 
und häufig international tätig sind. 

ISLAMISMUS 

Islamismus ist eine Form des Extremismus.  
Er beruft sich auf den Islam und zielt darauf, 
die freiheitlich-demokratische Grundordnung 
der Bundesrepublik Deutschland abzuschaf-
fen. Er beruht auf der Überzeugung, dass der 
Islam Grundlage des gesellschaftlichen 
Lebens und der politischen Ordnung sein 
sollte. Der Islamismus behauptet, es gebe eine 
gottgewollte und allgemeingültige Ordnung. 
Diese stehe über den gesellschaftlichen 
Regeln und Gesetzen, die Menschen gemacht 
haben. Damit stehen Islamisten besonders im 
Widerspruch zu Grundsätzen des Grundge-
setzes: Volkssouveränität, Trennung von Staat 
und Religion, freie Meinungsäußerung und 
allgemeine Gleichberechtigung. Ein wesent-
liches ideologisches Element des Islamismus 
ist außerdem Antisemitismus. Der Islamismus 
umfasst verschiedene Strömungen wie den 
Salafismus oder den Dschihadismus.  

GRUPPENBEZOGENE 
MENSCHENFEINDLICHKEIT

Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit 
bezeichnet abwertende und ausgrenzende 
Einstellungen gegenüber Menschen. Grund-
lage ist ihre tatsächliche oder zugeschriebene 
Zugehörigkeit zu einer sozialen Gruppe, die 
als minderwertig oder als „nicht-zugehörig“ 
betrachtet wird. 

LINKSEXTREMISMUS

Linksextremisten wollen die bestehende 
freiheitlich-demokratische Grundordnung 
beseitigen. An ihre Stelle soll, je nach ideo- 
logischer Ausrichtung, eine sozialistische, 
kommunistische oder „herrschaftsfreie“, 
anarchistische Gesellschaft treten. Revolutio-
när-marxistische Organisationen setzen auf 
traditionelle Konzepte eines langfristigen 
Klassenkampfes. Anarchisten lehnen jede 
staatliche Autorität und das Gewaltmonopol 
des Staates ab. Ihr Selbstverständnis prägt die 
Vorstellung eines freien, selbstbestimmten 
Lebens in „herrschaftsfreien“ Räumen. 

RADIKALISIERUNG 

Radikalisierung bezeichnet einen Prozess, der 
zu extremistischem Denken und Handeln führt. 
Er kann zur Verstärkung polarisierten Denkens, 
Abkehr demokratischer Prinzipien, Befürwor-
tung extremistischer Gewalt oder schließlich 
zur Bereitschaft und Akzeptanz, extremistische 
Gewalt zur Durchsetzung eigener Ziele 
auszuüben. 

RASSISMUS 

Rassismus ist eine Ideologie. Sie teilt Men-
schen aufgrund zugeschriebener oder 
tatsächlicher Merkmale in Gruppen ein und 
bewertet diese hierarchisch. Solche Merkmale 
sind etwa Hautfarbe, Kultur, Herkunft, Religion 
oder ethnische Zugehörigkeit. Rassismus zeigt 
sich nicht nur in „extremen Formen“, sondern 
auch im Alltag. Struktureller Rassismus be-
zeichnet gesellschaftliche Mechanismen, die 
bestimmte Gruppen systematisch benachteili-
gen. Das geschieht zum Beispiel durch 
schlechteren Zugang zu Bildung, Arbeit oder 
Wohnungen. Es gibt viele Formen von Rassis-
mus. Unterschieden wird beispielsweise 
zwischen Anti-Schwarzem, Anti-muslimischem 
oder Anti-asiatischem Rassismus.

REGELSTRUKTUREN 

Der Begriff Regelstrukturen ist wissenschaftlich 
nicht abschließend definiert. Je nach Thema 
können damit verschiedene Organisationen 
und Institutionen gemeint sein. Das Demokra-
tiezentrum versteht unter Regelstrukturen 
unter anderem Schulen, Sicherheitsbehörden, 
öffentliche Verwaltungen oder Kultureinrich-
tungen. Sie alle erfüllen einen gesetzlich 
festgelegten staatlichen Auftrag, erhalten 
deshalb regelmäßige Finanzierung und 
sichern so ihre Arbeit. 
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KONTAKTE

FACH- UND BERATUNGSSTELLE  
MOBIREX

Haeberlinstraße 1–3
70563 Stuttgart
www.mobirex – Monitoring | Beratung | 
Information | lago-bw.de
 

Monitoring- und Informationsstelle
Zuständigkeit: Landesweit
Telefon: 0711 89 69 15-05
E-Mail: mobirex@lago-bw.de
 
Mobiles Beratungsteam Nordwest
Zuständigkeit: Regierungsbezirk Karlsruhe
Telefon: 0711 89 69 15-06
E-Mail: mbtbw-nordwest@mobirex.de
 
Mobiles Beratungsteam Nordost
Zuständigkeit: Regierungsbezirk Stuttgart
Telefon: 0711 89 69 15-07
E-Mail: mbtbw-nordost@mobirex.de
 
Mobiles Beratungsteam Südwest
Zuständigkeit: Regierungsbezirk Freiburg
Telefon: 0711 89 69 15-08
E-Mail: mbtbw-suedwest@mobirex.de

Mobiles Beratungsteam Südost
Zuständigkeit: Regierungsbezirk Tübingen
Telefon: 0711 89 69 15-09
E-Mail: mbtbw-suedost@mobirex.de

LEUCHTLINIE –  
BERATUNG FÜR BETROFFENE  
VON RECHTER GEWALT 

Reinsburgstraße 82
70178 Stuttgart
Telefon: 0711 888 999 33  
(Dienstag bis Donnerstag 10–17 Uhr)
E-Mail: kontakt@leuchtlinie.de
www.leuchtlinie.de 

FACHSTELLE  
EXTREMISMUSDISTANZIERUNG

Heilbronner Straße 180
70191 Stuttgart
Telefon: 0800 2016 112 (Hotline)
E-Mail: info@fexbw.de
www.fexbw.de

RIAS Baden-Württemberg
 Recherche- und Informationsstelle
Antisemitismus

RECHERCHE- UND INFORMATIONSSTELLE 
ANTISEMITISMUS (RIAS)  
BADEN-WÜRTTEMBERG

Hospitalstraße 36
70174 Stuttgart
Telefon: 0711 2 28 36 21
E-Mail: info@rias-bw.de
www.rias-bw.de

FÖRDERUNG DEMOKRATIEZENTRUM 2025

Förderung durch den Bund:  .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   2.401.539 Euro
Förderung durch das Land:      .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .  382.500 Euro 
 

Gefördert wurden
Mobile Beratung mobirex mit  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .                           992.000 Euro
Opferberatung LEUCHTLINIE mit  .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .  660.000 Euro
Extremismusdistanzierung FEX mit  .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .  51 3.000 Euro
Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus (RIAS) BW mit  .  .  .  .  .  .  .       2 1 7.500 Euro
Landeskoordinierung mit  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .                             401 .539 Euro



im Rahmen des BundesprogrammsGefördert durch

Finanziert aus Landesmitteln, die der Landtag 
von Baden-Württemberg beschlossen hat.

und gefördert vom


